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Vorbemerkungen 

Vorlage an den Nationalrat 

Berichtsaufbau 

Der Rechnu ngshof erstattet dem National rat gemäß Art. 126d Abs. 1 Bundes-Ver­

fassungsgesetz nachstehenden Bericht über Wahrnehmungen, d ie er bei einer Ge­

baru ngsüberprüfu ng getroffen hat. 

In der Regel werden bei der Berichterstattung pu nkteweise zusammenfassend die 

Sachverhaltsdarste l lung ( Kennzeichnung mit 1 an der zweiten Stel le der Textzah l ), 

deren Beurtei lung durch den Rechnu ngshof (Ken nzeichnung mit 2), d ie Stel lung­

nahme der überprüften Stel le  (Kennzeichnung mit 3) sowie d ie  a l lfä l l ige Gegenäu­

ßerung des Rechnu ngshofes ( Kennzeichnung m it 4) aneinandergereiht. Das in d ie­

sem Bericht entha ltene Zah lenwerk beinha ltet a l lenfa l l s  kaufmänn ische Auf- und 

Abrundungen .  

Der vorl iegende Bericht des Rechnungshofes ist nach der  Vorlage über d ie  Website 

des Rechnu ngshofes .. http://www. rech nungshof.gv.at" verfügbar. 
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Wirkungsbereich 

der Bundesministerien für Finanzen und 

für Verkehr, Innovation und Technologie sowie 

der Bundeshauptstadt Wien 

U-Bahn in Wien - Ausbaupakete 

Der Bund und das Land Wien hatten im Jahr 1979 für den Ausbau der Wien er 

U-Bahn eine Vereinbarung nach Artikel 15a B-VG mit einer Kostentei lung je zur 

Hä lfte gesch lossen .  Diese Zusammenarbeit wurde durch privatrechtl iche Überei n­

kom men fortgesetzt. Seit dem Jahr 1980 feh lte dafür die bundesgesetzliche Grund­

lage gemäß § 2 F-VG 1948. Die Praxis, regelmäßige Finanzzuweisungen ohne ge­

setz l iche Regelung vorzuneh men, ste l lte eine Umgehu ng der Vorschriften der 

F inanzverfassung dar. Entsprechende Ü bereinkommen unterl iefen die ausschl ießl i ­

che Zustä nd igkeit des Nationa l rats, von den Kostentragungsrege lungen des 

§ 2 F-VG abzuweichen. 

Mit dem im Jul i  2007 unterfertigten Übereinkommen beschlossen die Vertragspa rt­

ner eine 4. Ausbauphase der Wiener U-Bahn mit Gesamterrichtu ngskosten in 

Höhe von rd . 1,846 Mrd .  EUR. 

Die jäh rl ichen I nvestitionen i n  den U-Bahn-Neubau waren von 2007 

(271,12 Mio. EUR) bis zum Jahr  2014 ( 130,61 M io. EUR) rückläufig. Durch die Ab­

senkung der Jahresrate des Bu ndes fü r den Wiener U-Bahn-Bau von 

109,01 Mio. EUR auf 87,50 Mio. EUR  (ab dem Jahr  2009) und letztl ich auf 

78 Mio. EUR (ab dem Jahr 2013) war es somit notwendig, die erforderliche Vorfi­

nanzierung für den weiterhin bei 50 % l iegenden Bundesante i l  von 90,45 M io. EUR 

(2007) auf 224,04 Mio. EUR (Anfang 2014) zu erhöhen. 

Der Bund und das Land Wien nahmen keine Regelungen bzw. Präzisierungen hin­

sichtl ich der Kostentragung von Neubauinvestitionen einerseits und I nstandhal­

tungs- und Sanierungsinvestitionen andererseits vor und vere inba rten auch nicht 

die Anzah l  der erforderl ichen U-Bahn-Züge, Reserven und I nterva l le. 

III-335 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 7 von 71

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

U-Bahn in  Wien - Ausbaupakete H 

Die WIENER LI N I EN  GmbH & Co KG finanzierten aus dem - von Bund und Stadt 

Wien zu jewei ls  der Hä lfte finanzierten - Budget des U-Bahn-Neubaus u .a . Arbei­

ten der baul ichen Erhaltung auf der Strecke der U6, obwohl d iese Linie bereits im 

Jahr 1989 bzw. deren Verlängerung bis F loridsdorf im Jahr  1996 eröffnet worden 

war. Darüber h inaus errichteten sie Tei le eines Verkehrsmuseums bzw. finanzierten 

sie E röffnu ngsfe ierl ichkeiten und  I nformationsmateria l  in Höhe von 

rd . 5,34 Mio. EUR .  

Bund und Land Wien sahen keine vertieften inha ltl ichen Kontrol len der  MitteIver­

wendung vor. 
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Kurzfassung 

Prüfungsziel 

Entwicklung 

Grundlagen 

Ziel der Ü berprüfung der Ausbaupakete der U-Bahn in Wien war die Beurtei l ung 

der Nachvollziehbarkeit der Ausbauphasen bzw. der aktuel len Änderungen, der fi­

nanziel len Betei l igung des Bundes, der Kostenplanu ng, Kostentragung, Kostenkon­

trol le und deren Abbi ldung in  der F inanzplanung von Bund und Stadt Wien sowie 

d ie Mitwirkung des Bundes und des Zusam menwirkens von BMF und BMVIT. (TZ 1) 

Die Entwickl ung des Wiener U-Bahn-Baus erfolgte in mehreren Ausbauphasen auf 

Basis unterschiedl icher Vereinbarungen und Ü bere inkommen. Bund und Land 

Wien hatten im Jahr  1979 eine Vereinbarung gemäß Art. iSa B-VG mit e iner  Kos­

tentei lung je zur Hä lfte geschlossen .  Die mit d ieser Vereinbarung begründete Zu­

sam menarbeit sowie die Kostente i l ung wurden durch privatrechtl iche Überein­

kommen fortgesetzt. (TZ 2) 

Verfassungsrechtliche Grundlagen 

Für die Ü bereinkommen zwischen dem Bund und dem Land Wien bezüglich der 

Kostentragung der Wiener U-Bahn  feh lte seit 1980 d ie bundesgesetz l iche Grund­

lage gemäß § 2 F-VG 1948 bzw. eine Vereinbarung gemäß Art. iSa B-VG . (TZ 3) 

Die Praxis, insbesondere regelmäßige Fina nzzuweisungen privatrechtl ich - und 

ohne gesetzl iche Regelung - vorzu nehmen, stellt e ine Umgehung der Vorsch riften 

der F inanzverfassung dar. 

Auch d ie Vereinba rung gemäß Art. iSa B-VG des Jahres 1979 war ledigl ich mit ei­

nem privatrechtl ichen Ü bereinkom men, n icht jedoch durch e ine bundesgesetzl iche 

Rege lung umgesetzt. Dieses Übere inkommen wurde zudem zu einem Zeitpunkt 

gesch lossen, in dem die Vereinbarung gemäß Art. iSa B-VG noch n icht durch den 

Bund bzw. das Land Wien ratifiz iert war. (TZ 3) 

Inhaltliche Grundlagen 

Die Vereinbarung zum Ausbau des Wiener U-Bah n-Netzes gemäß Art. iSa B-VG 

des Jahres 1979 hatte sich ausdrückl ich auf den Ausbau der U3 und der U6 bezo­

gen, wogegen die in weiterer Folge abgesch lossenen privatrechtl ichen Ü berein-
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kommen sich auf d iese Vereinbarung beriefen und diese inha lt l ich erweiterten.  

Gemäß dem im Ju l i  2007 unterfertigten Übereinkommen über die gegenwä rtige 

4. Ausbauphase der Wien er U-Bahn beschlossen der Bund und das Land Wien 

(vertreten durch den damal igen Bundesmin ister für Finanzen und den Bundesmi­

n ister für Verkehr, I n novation und Technologie bzw. den Herrn Landeshauptmann 

und die Frau Landeshauptmann-5te l lvertreterin'), nunmehr zusätz l iche Projekte zu 

rea l is ieren .  (TZ 4) 

Der Bund hatte mit dem Übereinkommen zur Bete i l igung an  den Planungskosten 

für eine a l lfä l l ige 5. Ausbau phase bereits im Jahr  2007 seine Mitwirkung an einer 

solchen präjud iziert. Zudem stimmte der Bund im Jahr 2015 im Rahmen einer Ver­

tragsadaption (1I5ide Letter") erneut der P lan ung und Errichtung einer weiteren 

U-Bahn-Linie zu, ohne d ies mit einer grundsätz l ichen, neuen Vereinbarung gemäß 

Art. 15a B-VG zu regeln,  obwohl  das BMF und das BMVIT d iese Notwendigkeit be­

reits im Jahr  2012 vermerkten .  (TZ 4) 

Kosten und Finanzierung 

Kostenplanung 

Mit dem im  Ju l i  2007 unterfertigten Überei nkommen besch lossen der Bund und 

das Land Wien d ie 4. Ausbauphase m it Gesamterrichtu ngskosten in Höhe von 

rd. 1,846 Mrd.  EUR, basierend auf der Preisbasis von 2007. (TZ 5) 

Die Ü bere inkommen zwischen dem Bund und dem Land Wien enthielten a l lerdings 

keine I nformationen über Art und Umfang der Va lorisierung bzw. über die Wahl  

eines Preisindex. Ferner feh lte e ine nach grund legenden Positionen aufgegliederte 

Kostenschätzung in den Übereinkommen selbst. (TZ 5) 

Kosten und Finanzierung 

Die jähr l ichen I nvestitionen in den U-Bahn-Neubau waren von 2007 

(271,12 Mio. EUR) bis zum Jahr 2014 ( 130,61 Mio.  EUR) rückläufig. Dies lag u .a .  da­

ran, dass die 3 .  Ausba uphase, für die ein Errichtu ngszeitraum von 2000 bis 2010 

vorgesehen war, im Auslaufen begriffen war. Zwischen 2007 und 2014 wurden wei­

terh in Ausgaben getätigt, die vorangegangenen Ausbauphasen zuzurech nen wa­

ren . Dies deshalb, wei l  Bund und Wien - selbst fü r den Zeitra um nach der I nbe­

triebnahme - keine zeitl iche Limitierung h i nsicht l ich der phasen bezogenen 

Kostenzuordnung in  den Übereinkommen vereinbart hatten .  Dadurch war die End­

abrechnung der U-Bahn-Ausbauphasen erschwert; für Bund und Wien fielen wei-

BMF: Mag. Wilhelm Molterer, BMVIT: Werner Faymann, Land Wien: Dr. Michael Häupl und Mag." Renate Brauner 
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terhin Kosten fü r den U-Bahn-Neubau für bereits in Betrieb befindliche U-Bahn­

Linien an .  (TZ 6, TZ 14) 

Finanzierungsbeiträge 

Vorfinanzierung 

Die Stadt Wien finanzierte ihre Beiträge zur Errichtung der Wiener U-Bahn  ( I nves­

titionen in den U-Bahn-Neubau) u . a .  über eine Dienstgeberabgabe L,U-Bahn­

Steuer") und über n icht zweckgebundene, a l lgemeine Budgetmitte l .  Die Stadt Wien 

finanzierte im Jahr  2014 nahezu ihren gesamten Jahresbeitrag zum U-Bahn-Neu­

bau von 67,50 Mio. EUR (98, 1 %) durch die im Jahr  2012 erfolgte Erhöhung der 

U-Bahn-Steuer von 0,72 EUR auf 2 EUR.  (TZ 7) 

Der Bund finanzierte seinen Ante i l  an den Investitionen in den U-Bahn-Neubau 

aus E innahmen der Kraftfahrzeugsteuer und durch n icht zweckgebundene Mitte l, 

wobei der Antei l  der Finanzierung aus der Kraftfahrzeugsteuer rückläufig war (von 

58,9 % im Jahr  2007 auf 35 % im Jahr  2014). Der Bund hatte seinen jährl ichen Fi­

nanzierungsbeitrag fü r den U-Bahn-Neubau von 109,01 M io.  E U R  auf 

87,50 Mio. EUR  (ab dem Jahr  2009) und letztl ich auf 78 Mio.  EUR (ab dem 

Jahr 2013) reduziert .  (TZ 8) 

Eine systematische inha ltliche Kontrol le der Verwendung dieser Bundesmittel er­

folgte weder durch das BMF als d i rekten Vertragspartner der Stadt Wien noch 

durch das BMVIT als sach l ich zuständ iges Bundesmin isterium und ausza hlende 

Stel le .  (TZ 8) 

Die unterjährige Bedeckung der Jahresraten des Bundes und der Ausgleich zum 

tatsäch l ich zu zah lenden 50 %-Antei l  des Bundes, der sich aus den Ausgaben bzw. 

dem Baufortschritt ergab, erfolgten im Wege einer bereits im Jahr  1992 vereinbar­

ten Vorfinanzierung. (TZ 9) 

Durch die Absenkung der Jahresrate des Bu ndes fü r den Wiener U-Ba hn-Bau von 

109,01 M io. EUR  auf 87,50 M io. EUR  (ab dem Jahr  2009) und letztl ich auf 

78 Mio. EUR  (ab dem Jahr  2013) erhöhte sich die erforderl iche Vorfinanzierung für 

den 50%igen Bundesantei l  über die OeBFA. Die überwiesenen Jahresraten des Bun­

des reichten zur Fina nzierung des Bundesantei ls  am Wiener U-Bahn-Ba u n icht 

mehr aus und erhöhten damit die Ausnützung d ieses Vorfina nzierungsrahmens 

von 90,45 Mio.  EUR (2007) auf 224,04 Mio. EUR (Anfang 2014). Die Tilgung dieser 

Schu lden aus der Vorfinanzierung und die Tragung des entsprechenden Zinsauf­

wands erfolgten durch den Bund und stel lten demgemäß eine Verschiebung von 

Za h lungsverpflichtungen in die Zukunft dar. (TZ 9) 
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Auf Basis von Berechnungen der OeBFA ging der Bund davon aus, dass die Ausnüt­

zung des Vorfi nanzierungsrahmens auf rd . 318 Mio. EUR ( im Jahr  2023) steigen 

und erst im Jahr  2026 getilgt werden wird .  Die Weiterfüh rung der in der 4.  Ausbau­

phase gepla nten neuen U-Ba hn-Lin ie U5 wa r in  d ieser Vorscha urech nung noch 

n icht berücksichtigt. (TZ 9) 

Die erforderl ichen Beträge der Vorfi na nzierung wurden über die OeBFA durch Ver­

an lagung der Kassenbestände des Bundes finanziert. (TZ 10) 

Die gewä hlte Vorgangsweise trug zu einer Verminderung der Transparenz h insicht­

l ich des Bundesbeitrags zum Wiener U-Bahn-Bau bei, weil in den Rechenwerken 

des Bundes led igl ich die Jahresrate von 78 M io.  EUR, n icht aber die gesamten Zah­

lungsverpfl ichtungen ausgewiesen waren. (TZ 10) 

Verbindlichkeiten und Verpflichtungen 

Weder der vom Bund dem Land Wien während der gesamten 4. Ausbauphase zu leis­

tende Betrag im Ausmaß von 50 % der 1,846 Mrd.  EUR, der eine Verpfl ichtung des 

Bundes für künftige Projekte darstel lte, noch die Höhe des zur Zeit der Gebarungs­

überprüfung aushaftenden Vorfinanzierungsrahmens von rd . 212,92 Mio. EUR, die 

eine Verpflichtung des Bundes für bereits getätigte Investitionen darstel lte, waren in 

den Rechenwerken des Bundes ausgewiesen. (TZ 11) 

Es feh lte auch eine spiegelbi ld l iche Darste l lung der entsprechenden Verwaltungs­

forderungen in den Rechenwerken der Stadt Wien. (TZ 12) 

Investitionen und Fahrzeuge 

Kostenabgrenzung 

Der Bund und das Land Wien hatten in den Vereinbarungen und Übereinkommen 

zum Wiener U-Bahn-Bau keine Regelu ngen bzw. Präzisierungen hinsichtlich der 

Kostentragung von Neubauinvestitionen einerseits sowie I nstandhaltungs- und Sa­

n ieru ngsinvestitionen (Ersatzinvestitionen) andererseits vorgenommen.  Somit 

wurden auch I nvestitionen im Bere ich der bau l ichen Erhaltung, im Bestand sowie 

für n icht d i rekt der U-Ba hn zuzurech nende Anlagen aus dem Budget des U-Bahn­

Neubaus bezahlt. (TZ 13) 

Die WI ENER L IN IEN GmbH & Co KG (Wiener Linien) finanzierten bis zur Zeit der 

Gebarungsü berprüfung weiterhin Arbeiten der baul ichen Erha ltung auf der Strecke 

der U6 aus dem - von Bund und Stadt Wien zu jewei ls 50 % getragenen - Budget 

des U-Bahn-Neubaus, obwohl d iese Linie in ei nem ersten Tei l stück bereits im 
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Fahrzeuge 

Jahr 1989 bzw. deren Verlängerung bis F loridsdorf im Jahr  1996 eröffnet worden 

war. Ebenso fi na nzierten sie Adaptionen und Ertüchtigungen am Bestandsnetz 

über d ieses Budget. (TZ 14, TZ 15) 

Für Geschäftslokale, die im Rahmen der Errichtung neuer U-Bahn-Stationen in  den 

Raumprogrammen vorgesehen waren, verrechneten d ie Wiener Li nien den Mie­

tern entsprechende Baukostenbeiträge. Weder dem Bund noch der Stadt Wien lag 

d iesbezügl ich eine gesamthafte Aufstel lung der E innahmen vor. (TZ 16) 

Die Wiener Linien errichteten aus dem - von Bund und Stadt Wien zu jewei ls 50 % 

fi nanzierten - Budget des U-Bahn-Neubaus Tei le eines Verkehrsmuseums bzw. sie 

fi nanzierten Eröffnungsfeierl ichkeiten ( ink l .  u .a .  I nformationsmaterial) in Höhe von 

rd . 5,34 Mio.  EUR .  (TZ 17, TZ 18) 

Die Wiener Linien aktivierten in ihren Rechenwerken die Aufwendungen für die Eröff­

nungsfeierlichkeiten von U-Bahn-Stationen als I nvestitionen, die über einen Zeit­

raum von 50 Jahren abgeschrieben wurden, obwohl sie dem Grunde nach keine In­

vestitionen, sondern Aufwendungen des jeweils laufenden Jahres darstellten. (TZ 18) 

Die Wiener Linien bestel lten im Rahmen der 4. Ausbauphase U-Bahn-Züge, die mit 

Beiträgen des Bundes bzw. der Stadt Wien zu jewei ls  50 % finanziert wurden, auf 

Basis eines Betriebsinterva l ls, das mit den finanzierenden Gebietskörperschaften 

weder vertragl ich vere inbart noch für einen absehbaren Ze itraum betriebl ich erfor­

derl ich war und somit einen Kauf auf Vorrat bedeutete. (TZ 19) 

Der Bund und das Land Wien hatten in den Vereinbarungen zum Wiener U-Bahn­

Bau keine Defin itionen der erforderlichen U-Bahn-Züge und Reserven, der Betriebs­

interva l le sowie der Differenzierung zwischen erstmaliger Anschaffung und erweite­

rungsbedingter Neuanschaffung von U-Bahn-Wagen vereinbart. (TZ 19, TZ 20) 

Die Wiener Linien finanzierten aus dem von Bund und Stadt Wien zu je 50 % getra­

genen Budget des U-Bahn-Neubaus u .a .  auch Ausgaben für Simulationen des Ver­

bandsbetriebs bereits bestehender U-Ba hn-Linien und den nachträglichen E inbau 

von Videoüberwachungen. Ebenso finanzierten sie aus d iesem Budget zwischen 

1986 und 2014 - und damit teilweise noch Jahrzehnte nach der E rsta nschaffung 

von U-Bahn-Fahrzeugen - rd. 16,87 Mio.  EUR für Adaptierung, Modernisierung 

und I nstandhaltung bzw. San ierung des Fahrpa rkmaterials. (TZ 21) 
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Kontrolle 

Kontrollorganisation 

Die Organisation der Buchungen bei den Wiener Linien war, ebenso wie d ie sich 

daraus ergebenden Rechnu ngsa bsch lüsse zum U-Bahn-Neubau, sch l üssig und 

rechnerisch nachvol lz iehbar. (TZ 22) 

Die Berichtsdokumentation des BMF und des BMVIT war, insbesondere vor dem 

Hintergrund der im Zusammenhang mit der bei einer frü heren (2011) Gebarungs­

überprüfung des RH vom BMVIT angekündigten regelmäßigen Auswertung der Be­

richte, lückenhaft. (TZ 23) 

Kontrollmaßnahmen 

Der Bund und das Land Wien hatten in  den privatrechtl ichen Übereinkommen zur 

Wien er U-Bahn-Finanzierung seit 1979 bis zum Side Letter aus 2015 keine Bedin­

gungen vorgesehen, d ie mit der Zuschussleistung zum verfolgten Zweck des 

U-Bahn-Baus verknüpft waren.  Ebenso wenig bestanden Regelungen da rüber, wie 

eine - aufgrund der Bundesverfassung und des Bundeshausha ltsgesetzes gebo­

tene - Prüfung der Mittelverwendung im Rahmen der administrativen Abwicklung 

der Beitragsleistung durch den Bund stattzufinden hätte. (TZ 24) 

Zudem enthie lten d ie Vereinbarungen keine Regelungen darüber, wie und unter 

welchen Bedingungen a l lenfa l l s  zu Unrecht bezogene Leistungen zu rückgefordert 

werden konnten .  (TZ 24) 

Der Bund und das Land Wien hatten in sämtl ichen Übereinkommen der Jahre 1979 

bis 2007 zur F ina nzierung des U-Bahn-Baus in Wien keine Vorgehensweise fü r die 

Kontrol le der Vertragspartner vorgesehen. (TZ 25) 

Aufgrund feh lender vertiefter Kontrol len der Buchungen der Wiener Linien durch 

BMF und BMVIT konnten I nvestitionen fü r n icht d i rekt der U-Bahn zuzurechnende 

Anlagen vorgenommen werden. (TZ 25) 

Die E inrichtung eines Lenkungsgremiums sowie d ie Vertiefung des MitteIverwen­

dungscontrol l ings vere inbarten der Bund und das Land Wien erst im Jänner 2013. 

Trotz Vereinbarung eines zumindest jähr l ichen Treffens war bis zum Ende der Ge­

barungsüberprüfung im Oktober 2015 nur eine Sitzung (Mai 2014) protokol l iert. Zu 

wesentlichen offenen Fragen hatten weder der Bund noch das Land Wien in die­

sem Gremium gemeinsame Rege lungen oder Vorgehensweisen vereinba rt. (TZ 25, 

TZ 26) 
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Der Bund hatte bereits seit dem Jahr  2009 erfolglos versucht, strittige Zah lungen in  

Höhe von 3,09 Mio .  EUR rückabzuwicke ln .  (TZ 27) 

Im Lenkungsgremium, dessen wesentliche Aufgabe es u .a .  war, h insichtlich des zwi­

schen Bund und Land Wien seit 2009 strittigen Betrags ehestmöglich einen Kon­

sens herbeizuführen, konnte im überprüften Zeitraum weder e in Konsens noch 

e ine Rückabwickl ung dieser Zah lung erre icht werden.  (TZ 27) 
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Kenndaten 

Organisationseinheiten und eingebundene Rechtsträger 

Bund BMF, BMVIT 

Stadt Wien Abteilung Finanzwesen (MA 5) 

Unternehmen Wiener Linien GmbH & Co KG 

Rechtsgrundlagen 

Bundesverfassungsgesetz über die Regelung der finanziellen Beziehungen zwischen dem Bund und den übrigen Gebiets-
körperschaften (Finanz-Verfassungsgesetz 1948 - F-VG 1948), BGBI. 45/1948 i.d.F. BGBI. 194/1999 

Bundesgesetz vom 30. Oktober 1970 betreffend die Gewährung eines zweckgebundenen Zuschusses des Bundes an die 
Stadt Wien zur Förderung der Errichtung einer U-Bahn, BGBI. Nr. 35/1970. 

Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über Vorhaben in der Bundeshauptstadt Wien, an welchen der Bund und das Land 

Wien interessiert sind, BGBI. Nr. 18/1980 bzw. LGBI. Nr. 21/1979. 

Abgabenänderungsgesetz BGBI. Nr. 18/1987, Gesetz über die Einhebung einer Dienstgeberabgabe, LGBI. Nr. 17/1970 
i.d.F. LGBI. Nr. 25/2012 

Privatrechtliche Verträge: 30. April 1979 C,Schienenverbundvertrag" ), 13. November 1986 ("Wiener Vertrag"), 
27. Juni 1990, 22. Dezember 1992, 11. Juni 1996 (3. Ausbauphase), 18. März 1999, Übereinkommen vom 12. Juli 2007 

(4. Ausbauphase), 17. Oktober 2011, 22. Jänner 2013, 29. Mai 2015 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 Veränderung 

in Mio. EUR in % 

Investitionen 
271,12 249,96 227,36 258,63 131,44 155,59 163,09 130,61 -51,8 

u-Bahn-Neubau' 

Bund 

Kraftfa hrzeugsteuer2 64,21 47,36 35,71 36,27 23,00 24,72 33,58 27,27 - 57,5 

nicht 
44,80 61,65 51,79 51,23 57,00 55,28 44,42 50,73 13,2 

zweckgebundene Mittel 

Summe Bund 109,01 109,01 87,50 87,50 80,00 80,00 78,00 78,00 -28,4 

Wien 

Dienstgeberabgabe3 22,22 22,97 23,58 21,82 21,97 41,98 67,18 66,23 198,1 

nicht 
146,78 107,03 86,42 122,29 119,23 48,02 14,67 1,27 - 99,1 

zweckgebundene Mittel 

Summe Wien 169,00 130,00 110,00 144,11 141,20 90,00 81,85 67,50 -60,1 

tatsächlicher Beitrag 
Bund und Wien jeweils 169,00 130,00 110,00 144,11 141,20 90,00 81,85 67,50 -60,1 
SO %-Anteil4 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 Jahresabschluss Wiener Linien: abgerechnete Investitionssumme - Schienenverbundprojekte 

2 u.a. aus der Kraftfahrzeugsteuer gemäß Abgabenänderungsgesetz BGBI. Nr. 18/1980; 70 % der Ertragsanteile des Bundes an der Kraft­
fahrzeugsteuer für öffentlichen Verkehr und Fahrbetriebsmittel 

3 zweckgebundene Abgabe "U-Bahn-Steuer"; Dienstgeberabgabe LGBI. Nr. 17/1970 i.d.F. LGBI. Nr. 25/2012 

4 Finanzierung von über die Jahresrate hinausgehenden Verpflichtungen des Bundes durch Finanzierung bei der OeBFA; u.a. auf Basis 
des Übereinkommens vom 22. Dezember 1992; Rahmen von maximal 581,38 Mio. EUR 

Quellen: BMF; Stadt Wien 
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Prüfungsablauf und -gegenstand 

1 (1 )  Der RH überprüfte von Ju l i  bis Oktober 2015 die Ausbaupakete der U-Bahn in  

Wien. D ie  Erhebu ngen erfo lgten beim BMF, beim BMVIT, beim Land bzw. der  Stadt 

Wien sowie bei der WIENER  LI N I EN  GmbH & Co KG (Wiener Linien)2. Der über­

prüfte Zeitraum umfasste im Wesentlichen die Jahre 2007 bis 2014; in Einzelfä l len 

berücksichtigte der RH auch Sachverha lte außerha lb  dieses Zeitraums. 

Ziel der Ü berprüfung war die Beurtei l ung 

- der Nachvol lz iehbarkeit der Ausbau phasen bzw. der aktuel len Änderungen, 

- der finanzie l len Betei l igung des Bundes, 

- der Kostenplanung, Kostentragung, Kostenkontrol le und deren Abbi ldung in der 

Finanzplanung von Bund und Stadt Wien sowie 

- der Mitwi rkung des Bundes und des Zusammenwirkens von BMF und BMVIT. 

(2) Das BMF und das BMVIT werden in d iesem Bericht - vor dem Hintergrund ge­

meinsam unterfertigter Verträge bzw. getroffener Maßnahmen - aus Vereinfa­

chungsgründen auch als "Bund" zusammengefasst. 

Wien wurde einerseits auf Basis seiner gesetzl ichen und privatrechtl ichen Verein­

barungen a ls  "Land Wien" tätig, trat aber als Eigentümer der Wiener Linien, ebenso 

wie a ls finanzierende und verkehrsplanerisch handelnde Gebietskörperschaft, auch 

als "Stadt Wien" in Erscheinung. Aus Vereinfachungsgründen wird in d iesem Be­

richt der Wortlaut der wesentl ichen Verträge beibeha lten, in weiterer Folge wer­

den Empfeh lu ngen a l lerdings e inheitl ich an die Stadt Wien gerichtet. 

(3)  Zu dem im Apri l  2016 übermittelten Prüfu ngsergebnis gaben das BMF und das 

BMVIT im Ju l i  2016 Ste l lungnahmen ab. Im September 2016 gab die Stadt Wien m it 

den Wiener Linien eine gemeinsa me Ste l lungnahme ab .  Der RH erstattete seine 

Gegenäußerungen im Dezember 2016. 

(4) Das BMF wies in den grundsätzl ichen Anmerkungen seiner Stel lungnahme dar­

auf h in, dass im Rahmen der Verhand lung einer neuen gesetzl ichen Grund lage für 

eine 5.  Ausbauphase neben Art und Höhe des Bundesfinanzierungsbeitrags auch 

a l le vom RH aufgezeigten strittigen Punkte - wie d ie Abgrenzung von I nvestitions-

Im Sinne besserer Lesbarkeit wird die Bezeichnung "Wiener Linien" sowohl tür die operativ tätige WIENER 

LINIEN GmbH & Co KG als auch für die WIENER LINIEN GmbH als Komplementär der KG verwendet. Die 

Wiener Linien sind ein lOo-prozentiges Tochterunternehmen der WIEN ER STADTWERKE Holding AG und 

stehen im Eigentum der Stadt Wien. 
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Entwicklung 

2 

und Instandha ltungskosten, die Mitfinanzierung von Wagen material, die Anga ben 

zur Va lorisierung bzw. zum Preisindex und zur ze itl ichen Limitierung usw. - zu klä­

ren wären. Das BMF werde sich zudem dafür ei nsetzen, dass die strittigen Punkte 

im Lenkungsgremium behandelt und Verfahren zur Rückabwicklung vereinbart 

werden. 

Laut Ste l l ungnahme der Stadt Wien würden d ie entsprechenden Empfeh lungen im 

Lenkungsgremium bei kü nftigen Vereinbarungen bzw. weiteren Ausbauphasen be­

handelt bzw. eva lu iert. Die Wiener Linien sicherten zu, den Vertragspartnern zur 

Entscheidungsfindung, zur P lanung und zum Abschluss von Übereinkom men für 

weitere Vorhaben sowie für die i nhalt l iche Ausgesta ltung von deren Abwicklung 

zweckdienl iche Daten und I nformationen zur Verfügung zu stel len. 

Die Entwicklung des Wiener U-Bahn-Baus erfolgte in  mehreren Ausbauphasen auf 

Basis unterschiedl icher Verein barungen und Übere inkommen. Bund und Land 

Wien hatten im Jahr 1979 eine Vereinba rung gemäß Art. lSa B-VG mit einer Kos­

tentei lung je zur Hä lfte geschlossen. Die mit d ieser Vereinbarung begründete Zu­

sa mmenarbeit sowie d ie Kostentei l ung wurden durch privatrechtl iche Überein­

kommen fortgesetzt. E in  Überbl ick h insichtl ich der Vereinbarungen und 

Ü bereinkommen sowie wesentlicher Ereign isse ab der 3 .  Ausbauphase ergibt sich 

aus nachstehender Tabelle 1: 
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Tabelle 1: Chronologische Übersicht des Wiener U-Bahn-Baus 

Ausbauphasen I Verträge bzw. wesentliche Ereignisse 

1. Ausbauphase: Zweckzuschussgesetz vom Oktober 1970 (BGBI. Nr. 35/1970): 

Linien Ul, U2 und U4 bis 1982 zweckgebundener Zuschuss des Bundes zum "Grundnetz" der U-Bahn. 
als Grundnetz Ausbau ab Dezember 1970 

"Vertrag über die Verwirklichung des Schienenverbundes" vom 

30. April 1979; u.a. 50/50 Kostenteilung Bund/Wien der tatsächlichen 

Investitionskosten 
"Schienenverbundvertrag" 1979 bis 1980 

Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG auf Basis des "Schienen-
verbundvertrags" BGBI. Nr. 18/1980 bzw. LGBI. Nr. 21/1979; 

Ost-Westdurchmesser (Linie U3) sowie eine Nord-Südtangente (Linie U6) 

Übereinkommen vom 13. November 1986 "Wiener Vertrag", 

2. Ausbauphase: 
1982 bis 2000 

Übereinkommen vom 27. Juni 1990 und vom 22. Dezember 1992: 
Linien U3 und U6 Verlängerungen und Intervallverkürzungen U3, U6; Einrichtung der 

Vorfinanzierung maximal 8 Mrd. AT5/581,38 Mio. EUR 

Übereinkommen vom 11. Juni 1996: U1-Nord und Süd sowie U6 

bis 2010 "Stammersdorf"; Abänderung durch Übereinkommen vom 
3. Ausbauphase: 18. März 1999: Priorität für U1 "Nord" und U2 bis "Aspern" 
Linien Ul-IINord" 

September 2006 Inbetriebnahme U1 bis Leopoldau 
und U2-IIAspern" 

Mai 2008; 
Inbetriebnahme U2 bis Stadion und bis Aspernstraße 

Oktober 2010 

bis 2023 
Übereinkommen vom 12. Juli 2007 über die 4. Ausbauphase; 
Preisbasis 2007: rd. 1,846 Mrd. EUR 

Oktober 2011 
Übereinkommen vom 17. Oktober 2011: 
Reduktion des jährlichen Finanzierungsbeitrags des Bundes 

4. Ausbauphase: Übereinkommen vom Jänner 2013: 
Linien U2-IISeestadt", Jänner 2013 

U1-Süd bis Oberlaa (bis 2017) anstelle von Rothneusiedl 
U2 und Ul "Süd" 

Oktober 2013 Inbetriebnahme U2 bis Seestadt 

Übereinkommen vom Mai 2015: Linienkreuz U2/U5, 

Mai 2015 Teilstück U5 ( Frankhplatz bis Rathaus) und Verlängerung der U2 
vom Rathaus zum Matzleinsdorfer Platz bis 2023 

Quellen: BMVIT; Wiener Linien 

Grundlagen 

Verfassungsrechtliche Grundlagen 

3.1 (1 )  Nach § 2 F-VG 1948 hatten der Bund und d ie übrigen Gebietskörperschaften 

jenen Aufwand, der sich aus der Besorgung ihrer Aufgaben ergab (wie z .B .  die Er­

richtung einer U-Bahn), selbst zu tragen, sofern es d ie zuständige Gesetzgebung 

n icht anders bestimmte ("Konnexitätsgrundsatz") . Die Bestimmung legte zudem 

einen Gesetzesvorbehalt für Regel ungen fest, d ie von d iesem Grundsatz - dass 

jede Gebietskörperschaft ihren Aufwand selbst zu tragen hatte - abwichen. Ledig­

l ich eine gesetzl iche Rege l ung konnte demnach eine vom G rundsatz des 
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§ 2 F-VG 1948 abweichende Kostentragung vorsehen bzw. eine Ermächtigung ent­

ha lten, eine solche abweichende Kostentragung vertraglich zu vereinba ren.  

Der Bund betei l igte s ich an einer entsprechenden gebietskörperschaftsübergrei­

fenden Kostentragung des U-Bahn-Neubaus in Wien durch ein Gesetz erstmal ig im 

Jahr 1970: Mit Bundesgesetz vom 30. Oktober 1970 gewährte der Bund der Stadt 

Wien, gestützt auf § 12 Abs. 2 F-VG 1948, einen zweckgebundenen Zusch uss 

(Zweckzuschussgesetz) von 2,40 Mrd. ATS zur Förderung der Errichtung eines in­

nerstädtischen U-Bahn-Netzes. 

(2) In der Folge unterfertigten der Bund und das Land Wien im Jahr 1979 eine Verein­

barung gemäß Art. 15a B-VG über "Vorhaben in der Bundeshauptstadt Wien, an wei­

chen der Bund und das Land Wien interessiert sind". Diese Vereinbarung sah u.a .  eine 

Kostentragung des Bundes von 50 % für den U-Bahn-Neubau vor. Diese Vereinba­

rung ratifizierten der Bund und das Land Wien.3 Eine eigene gesetzliche Umsetzung 

als Grund lage für eine vom § 2 F-VG 1948 abweichende Kostentragung unterblieb. 

In Vol lz iehung des Art. 11 dieser Vereinbarung sch lossen Bund und Land Wien einen 

privatrechtl ichen Vertrag ("Schienenverbundvertrag"). In d iesem Vertrag wurden 

die wesentl ichen Punkte der Vereinbarung wiederholt. Der Vertrag wurde am 

30. Apri l  1979 unterzeichnet und hatte zu diesem Zeitpunkt ke ine rechtl iche Grund­

lage, weil d ie oben erwäh nte Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG noch nicht in 

Kraft getreten war. 

(3) Zwischen 1986 und 2000 schlossen Bund und Land Wien weitere privatrechtliche 

Ü bereinkommen betreffend die Kostentragung beim Ausbau der Wiener U-Bahn 

bzw. vereinbarten auch neue Projekte bzw. weitere Ausbauphasen. Sie vereinbarten 

fü r Projekte des U-Bahn-Neubaus weiterhin eine Kostentragung des Bundes zur 

Hälfte. Eine gesonderte Vere inbarung gemäß Art. 15a B-VG bzw. eine gesetzl iche 

Umsetzung für diese Projekte beschlossen die Vertragspartner nicht, sie verwiesen 

a l lerdings stets auf die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG aus dem Jahr 1979. 

Der Oberste Gerichtshof (OGH) urtei lte in d iesem Zeitraum, dass nur  eine gesetzl i­

che Rege lung d ie Anwendbarkeit des § 2 F-VG aussch l ieße. Zivi l rechtliche Kosten­

tragungsverträge (privatrechtl iche Übereinkommen betreffend d ie Kostentragung) 

waren demnach, fa l ls sie einer gesetzl ichen Ermächtigung entbehrten, nichtig. Zu­

dem war k largestel lt, dass auch eine Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG einer ge­

setzl ichen Umsetzung bedurfte.4 

BGBI. Nr. 18/1980, LGBI. für Wien Nr. 2 1/1979 

"Zivil rechtliche Kostentragungsverträge sind, falls sie e iner gesetzlichen Ermächtigung entbehren, nichtig". 

(siehe Mayer/Muzak, Kommentare B-VGs (2015) § 2 F-VG, 111.4). § 879 ABGB; OGH 21.  Dezember 1995, 

8 Ob 557/93, Evidenzblatt 1996/90; Lödl, ÖHW 1988, 54; Schernthanner, JB11997, 82; so auch OGH 18. März 

1992, lab 526/92; anders noch OGH 20. Jul i  1989, 8 Ob 585/88. 

III-335 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)20 von 71

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

U-Bahn in Wien - Ausbaupakete H 

3.2 

3.3 

(4) M it einem am 12. Jul i 2007 unterfertigten Übereinkommen beschlossen der Bund 

und das Land Wien die zur Zeit der Gebarungsüberprüfung aktuelle 4. Ausbauphase 

der Wiener U-Bahn.  Die beiden Vertragspartner legten weiterhin eine Kostentragung 

der Planungs- und Investitionskosten einschließlich al ler bereits getätigten Vorleis­

tungen im Verhältnis 50:50 fest. Bund und Land Wien beschlossen in Folge in soge­

nannten Side Letters Änderungen bzw. Ergänzungen des Übereinkommens. Eine ge­

setzliche Grundlage in Form eines Bundesgesetzes bzw. einer Vereinbarung gemäß 

Art. 15a B-VG beschlossen der Bund und das Land Wien weiterhin n icht. 

Der RH kritisierte, dass für die Übereinkommen zwischen dem Bund und dem Land 

Wien bezüglich der Kostentragung der Wiener U-Bahn e ine bundesgesetzl iche 

Grund lage gemäß § 2 F-VG 1948 feh lte. D iese rechtl iche Voraussetzung war led ig­

l ich mit dem Zweckzuschussgesetz von 1970 für die 1. Ausbauphase der Wiener 

U-Bahn vo l lstä ndig erfü l lt .  Nach Auffassung des RH stel lte dabei die Praxis, insbe­

sondere regelmäßige Fina nzzuweisu ngen ohne gesetzl iche Rege lung vorzuneh­

men, eine Umgehung der Vorsch riften der F inanzverfassung dar. Entsprechende 

Ü bereinkommen unterl iefen die ausschl ießl iche Zuständ igkeit des Nationalrats, 

von den Kostentragungsregelungen des § 2 F-VG abzuweichen. 

Darüber h inaus wurde auch die Vere inbarung gemäß Art. 15a B-VG des Jah­

res 1979 ledigl ich mit einem privatrechtl ichen Übereinkommen, n icht jedoch durch 

eine bundesgesetzl iche Rege lung umgesetzt. Dieses Überei nkommen wurde zu­

dem zu einem Zeitpunkt gesch lossen, in dem die Vereinbarung gemäß Art. 15a 

B-VG noch n icht durch den Bund bzw. das Land Wien ratifiziert war. 

Auch im Ü bereinkommen zwischen dem Bund und dem Land Wien über die gegen­

wärtige 4. Ausbau phase der Wiener U-Bahn vom Ju l i  2007 und den nachfolgenden 

Side Letter fehlte nach Ansicht des RH die gemäß § 2 F-VG 1948 erforderl iche ge­

setzl iche Grund lage in Form ei nes Bundesgesetzes. 

Der RH empfah l  dem BMF, dem BMVIT und der Stadt Wien, basierend auf 

§ 2 F-VG 1948 privatrecht l iche Ü bereinkommen über die Kostentragung bei I nfra­

stru kturprojekten zwischen Gebietskörperschaften erst dann abzuschl ießen, wenn 

mit den notwendigen bundesgesetzl ichen Grund lagen die rechtlichen Voraus­

setzungen für derartige Ü bereinkommen sichergeste l lt s ind.  

(1 )  Das BMVIT sicherte in seiner Ste l lungnahme zu, die entsprechenden rechtl ichen 

G rundlagen im Zusammenhang m it der Bezuschussung der 5 .  Ausbauphase zu 

schaffen.  Ob d ies durch ein Zweckzuschussgesetz oder durch eine neue Vereinba­

rung gemäß Art. 15a B-VG erfolgen werde, werde noch geprüft. 
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3.4 

(2) Das BMF sch loss sich der Auffassung des RH bezügl ich der Notwendigkeit einer 

bundesgesetzl ichen Rechtsgrund lage bei einer a l lfälligen Bundesbetei l igung im Rah­

men der 5. Ausbauphase an.  Auf die unzureichende Vertragslage habe das BMF seit 

Jahren mehrfach hingewiesen. Das BMF, das BMVIT und das Land Wien seien über­

eingekommen, dass eine neue rechtl iche Grundlage erforderlich sei. E in weiteres 

Übereinkommen auf Basis des zwischen Bund und Land Wien 1979 gemäß Art. iSa 

B-VG geschlossenen Schienenverbundvertrags sei jedenfal ls unzureichend. 

Der RH wies das BMVIT darauf h in, dass gemäß § 2 F-VG 1948 für eine a l lfä l l ige 

Betei l igung des Bundes an einer 5 .  Ausbauphase e ine bundesgesetzl iche G rund­

lage unerlässl ich ist. Er  betonte, dass e ine Art. lsa-B-VG-Vereinbarung zwar zur  

Regelung ei ner solchen Betei l igung zulässig, a l le in - ohne bundesgesetz l iche Um­

setzung - aber unzureichend ist. Von der bisher geübten Praxis der betei l igten Ge­

bietskörperschaften, eine auf bestimmte U-Bahn-Ausba uprojekte abgeste l lte 

Art. lsa-B-VG-Vereinbarung ohne bundesgesetzl iche Umsetzung durch zivi l recht­

l iche Vereinbarungen zu erweitern, ist jedenfa l ls Abstand zu nehmen. 

Inhaltliche Grundlagen 

4.1 (1)  M it der Vereinbarung gemäß Art. iSa B-VG aus dem Jahr 1979 über Vorhaben 

in der Bundeshauptstadt Wien besch lossen der Bund und das Land Wien - nach 

der Unterstützung Wiens beim Aufbau eines U-Bahn-Grund netzesS - auch weitere 

Projekte zu verwirkl ichen. E i nes der Vorhaben betraf den U-Bahn-Bau ("Schienen­

verbundprojekt'' ), das einen Ost-West-Durchmesser (L in ie U3) sowie eine Nord­

Süd-Tangente ( Lin ie U6) umfasste.6 

(2) Die weiteren privatrechtlichen Übereinkommen von 1986 bis 2000 hatten andere 

Linien und Ausbauphasen zum Ziel. In der Regel verwiesen diese Übereinkommen 

lediglich darauf, dass die Vereinbarung gemäß Art. iSa B-VG zwischen dem Bund und 

dem Land Wien h insichtl ich der neuen Inhalte7 fortgeführt werden sollte und hatten 

expl izit n icht eine eigene Vereinbarung gemäß Art. iSa B-VG als Grundlage. 

Linien U l, U 2  und U4 

Projekt einer durchgehenden schienen mäßigen Verkehrsverbindung in Richtung Flughafen Wien-Schwe­

chat (Ost-West-Durchmesser) sowie zwischen Hei l igenstadt und Siebenhirten (Nord-Süd-Tangente). Die 

übrigen Vorhaben der Vereinbarung betrafen Straßenbauten, Hochwasserschutz und diverse weitere Pro­

jekte. 

Verlängerung der U6 von Philadelphiabrücke bis Sieben hirten, Umbau der Stationen Wien Nord/Prater­

stern, Vorgartenstraße und Kaisermühlen, Bau der U3-0st von Erdberg nach Simmering/Ostbahn, Verlän­

gerung der U-Bahn-Linie U6 bis Floridsdorf, Priorisierung der Verlängerung der Ul nach Norden (Leopoldau 

S-Bahn), Verlängerung der U2 inklusive Umbau der bestehenden Strecke über d ie Station Schottenring in 

den Raum Stadlau/Aspern, außerdem die Einstellung des ehemaligen U6-Abschnittes Nußdorfer Straße­

Hei l igenstadt 
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Vorhaben 

U2-Nord 

Ul-Süd 

U2-Süd 

Park&Ride-Anlagen 

Planungs kosten 
für eine 5. Ausbau-
phase der U-Bahn 

Summe 

(3) Gemäß dem im Ju l i  2007 unterfertigten Übereinkommen über die zur Zeit der 

Gebarungsüberprüfung aktuel le 4.  Ausbauphase der Wiener U-Bahn besch lossen 

der Bund (vertreten durch den damal igen Bundesmin ister für F inanzenB und den 

Bundesmin ister für Verkehr, Innovation und Technologie9) und das Land Wien (ver­

treten durch den Herrn Landeshauptmann'o und die Frau Landeshauptmann-Stell­

vertreterin"), zusätzl iche Projekte (siehe Tabel le  2) zu rea l is ieren. Die Kosten wur­

den auf insgesamt 1,846 Mrd. EUR  (exkl .  USt) geschätzt und sol lten weiterh in  zur 

Hä lfte von Wien und vom Bund übernommen werden. 

Tabelle 2: Vorhaben der 4. Ausbauphase der Wiener U-Bahn (Stand 2007) 

I I Kosten 

in Mio. EUR 

Verlängerung der Linie U2 von der Aspernstraße ins Flugfeld 
358 

Aspern 

Verlängerung der U1 von der Station Reumannplatz nach 
770 

Rothneusiedl 

Verlängerung der Linie U2 von der Station Karlsplatz nach Süden 669 

Errichtung von Park&Ride-Anlagen in Kombination mit U-Bahn-
33 

Verlängerungen 

16 

1.846 

I 
geplante 

Realisierung 

2013 

2015 

2019 

mit jeweiligem 

U-Bahn-Projekt 

laufend 

Quellen: BMF; BMVIT 

Das Ü bereinkommen umfasste neben der Errichtung und der Kostentragung für die 

Linien U2  und U1 auch die Kosten für Park&Ride-An lagen sowie bereits P lanungs­

kosten für eine 5. Ausbauphase bzw. einen Tei l  einer neuen U-Bahn-Li nie, d ie mit 

rd . 16 Mio.  EUR  veranschlagt waren. 

(4) Die Vertragspartner Bund und Land Wien vere inbarten im Jä nner 2013 in einem 

privatrechtl ichen Übereinkommen, d ie Linie U1 n icht nach Rothneusiedl, sondern 

nach Oberlaa zu verlängern. Im Mai 2015 beschlossen der Bund und das Land Wien 

im Rahmen einer Vertragsadaption ("Side Letter") zudem eine Änderung der Tras­

senführung der Linie U2 zum Matzleinsdorfer Platz in Kombination mit einer neuen 

Linie ( Lin ie U5) zwischen dem Frankhplatz und der Station Rathaus sowie auf der 

Mag. Wilhelm Molterer 

Werner Faymann 

10 Dr. Michael Häupl 

11 Mag." Renate Brauner 
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4.2 

4.3 

verbleibenden Trasse der Linie U2. Entsprechende verkehrsplanerische Grund lagen 

dazu lagen vor.12 

(5) Bereits im Jahr 2012 vermerkten BMF und BMVIT, dass im Fa l le künftiger Projekt­

änderungen, spätestens im Fa l le einer 5. Ausbauphase, eine Vereinbarung gemäß 

Art. ISa B-VG abzusch l ießen wäre. 

Der RH hielt kritisch fest, dass sich die Vereinbarung gemäß Art. ISa B-VG aus dem 

Jahr 1979 zum Ausbau des Wiener U-Bahn-Netzes ausdrücklich auf den Ausbau der 

Linien U3 und U6 bezogen hatte, wogegen die in weiterer Folge abgeschlossenen pri­

vatrechtl ichen Übereinkommen sich auf diese Vereinbarung beriefen und diese in­

haltlich erweiterten. Die rd . 30 Jahre a lte Verpfl ichtung zur Mitfinanzierung der 

U-Bahn wäre demnach künftig für weitere Projekte neu zu regeln, um dem Erkennt­

nis des OGH Rechnung tragend die erforderlichen Rechtsgrundlagen eindeutig sicher­

zustellen und damit den Anforderungen des F-VG 1948 zu entsprechen. 

Der RH sah vor dem H intergrund der zwischenzeit l ich erfolgten Ausbauphasen das 

im Jahr 1979 defin ierte Ziel der Unterstützung der Stadt Wien beim Aufbau eines 

U-Bahn-Grundnetzes bzw. der Errichtung von definierten Durchmesserl in ien a ls 

mittlerweile erfü l lt an .  Insbesondere die Planung und Errichtung der Linie U5 stellte 

nach Ansicht des RH jedoch e in  neues Projekt dar. Der RH wies zudem kritisch dar­

auf h in, dass der Bund bereits im Jahr  2007 mit dem Übereinkommen zur Betei l i ­

gung an den Planungskosten für eine a l lfä l l ige 5.  Ausbauphase seine Mitwirkung an 

e iner  ebensolchen präjudizierte. 

Für den RH wa ren die d iesbezüglichen verkehrsplanerischen Überlegungen zur Li­

nienfü hrung zwar nachvol lziehbar, er kritisierte a l lerdings, dass der Bund im 

Jahr 2015 im Rahmen e iner  Vertragsadaption LSide Letter") erneut der P lanung 

und Errichtung einer weiteren U-Bahn-Linie zugestimmt hatte, ohne dies mit einer 

neuen Vere inba rung gemäß Art. ISa B-VG zu regeln, obwohl  das BMF und das 

BMVIT d iese Notwendigkeit bereits im Jahr 2012 vermerkten .  

Der RH empfah l  dem BMF, dem BMVIT und der Stadt Wien, für den Fa l l  e iner  E in i­

gung der Gebietskörperschaften über die Kostentragung weiterer Ausbauphasen 

der Wiener U-Bahn, eine a l lfä l l ige, auf neue Projekte bezogene, Vereinba rung ge­

mäß Art. ISa B-VG entsprechend umzusetzen .  

(1 )  Laut Ste l lungnahme des BMF könne es die Da rste l lung des RH,  der  Bund würde 

im Side Letter 2015 der Planung und Errichtung einer weiteren U-Ba hn-Linie zu-

12 Der Bund prüfte diese Variante der Linie U 1  durch ein gesondertes Gutachten vom März 2012. Demgemäß 

lagen die Vorteile neben der Siedlungsstruktur auch in den um rd. 200 Mio. EUR geringeren Errichtungskos­

ten. Die Plausibi l isierung der Verkehrsplanung im Jahr 2015 erfolgte durch den Bund u.a.  anhand von Stu­

dienergebnissen der Stadt Wien bzw. der Wiener Linien. 
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4.4 

stimmen, ohne dies mit einer neuen Vereinba rung gemäß Art. 15a B-VG zu regeln, 

n icht nachvol lz iehen. M it Erled igung vom 6. Mai  2015 habe das BMF das E inver­

nehmen zur Abänderung des Ü bere inkommens über d ie 4. Ausbauphase nur  unter 

der Bedingung hergestel lt, dass fü r e ine a l lfä l l ige 5. Ausbauphase jedenfa l ls  eine 

neue rechtl iche Grund lage erstel lt werde. 

P lanungen für eine 5.  Ausbauphase und d ie Umwidmung von Mitteln u.a. für den 

Bau der ersten Station der U5 im Rahmen der 4.  Ausbauphase würden jedenfa l ls  

keine Präjudizierung für eine a l lfä l l ige Bundesbetei l igung an einer 5.  Ausbauphase 

darstel len.  

(2) Die Stadt Wien und die Wiener Linien verwiesen auf ihre Ausführungen zu TZ 1 . 

Der RH erinnerte dass BMF daran, dass es bereits im Jahr  2012 angemerkt hatte, im 

Fa l le künftiger Projektänderungen, spätestens jedoch im Rahmen e iner  5.  Ausbau­

phase, eine Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG absch l ießen zu wollen. 

Der RH betonte erneut, dass nach den zwischenzeitl ich erfolgten Ausbauphasen 

das im Jahr 1979 definierte Ziel der Unterstützung der Stadt Wien beim Aufba u 

eines U-Bahn-G rundnetzes bzw. der E rrichtung von Durchmesserl i n ien als erreicht 

zu beurtei len war. Daher stel lten bereits die Planung und tei lweise Errichtung der 

Linie U5 - nach Ansicht des RH - ein neues Projekt dar. Der RH gab gegenüber dem 

BMF zu bedenken, dass die genan nte Abänderung neben der U2 Süd nunmehr die 

Herste l lung eines Linienkreuzes U 2/U5 sowie die Errichtung der U5 bis Frankh platz 

um insgesamt 950 Mio. EUR - erneut unter Betei l igung des Bundes - bei nha ltete. 

Der RH wies auf das Protokoll des Lenkungsgremiums vom Mai 2014 hin, demzufolge 

das BMVIT aus Sicht des Bundes über die Abänderung des Übereinkommens über die 

4. Ausbauphase festhielt, dass eine "Rumpf-U5/1 al leine verkehrstechn isch nicht sinn­

vol l  sei und ein derartiges Linienkreuz bereits eine 5.  Ausbauphase präjudiziere. 

Der RH nahm jedoch von der Ste l lungnahme des BMF, dass der bisherige MitteIein­

satz für die U5 keine Präjudizierung für eine a l lfä l l ige Bundesbete i l igung an einer 

5 .  Ausbauphase darstel le, Kenntnis. 
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Kosten und Finanzierung 

Kostenplanung 

5.1 

5.2 

(1)  Mit dem im Jul i  2007 unterfertigten Übereinkommen beschlossen der Bund und 

das Land Wien die 4. Ausbauphase mit Gesamterrichtungskosten in  Höhe von 

rd . 1,846 Mrd .  EUR, basierend auf der Preisbasis von 2007. Die Verlängerung der 

U1  nach Oberlaa vere inbarten die Vertragspartner in einem Übereinkommen des 

Jahres 2013 aufgrund prognostizierter Kosten von rd . 797,00 M io.  EUR ( Preisbasis 

2012) .  

(2) Im Jahr 2007 hatten die Vertragspartner gemäß Übereinkommen und Baukosten­

ablaufplan die Variante "U2 Süd" mit rd. 669 Mio. EUR geplant. Im Jahr  2015 be­

sch lossen Bund und Land Wien, d ie "U2 Süd" durch die Va riante "Linienkreuz U2 

und U5" zu ersetzen.  Diese Änderung war annähernd kostenneutra l .  Um sicherzu­

stel len, dass durch die Änderung ledigl ich bereits vereinbarte Mittel umgeschichtet 

würden, forderten BMF und BMVIT eine entsprechende Grundlage ein.  

E ine diesbezügliche Berechnung der Wiener Linien im Februar 2015 ergab unter 

Berücksichtigung der Ausgaben für die 4. Phase, dass die bisher n icht ausgenützten 

Mittel auf Preisbasis 2013 rd . 952 Mio. EUR betrugen und die geplanten I nvestiti­

onskosten für d ie Varia nte " Linienkreuz U2 und U5" in Höhe von rd . 950 Mio.  EUR 

das  vere inba rte Investitionsvolumen der  4. Ausbau phase nicht vergrößerten. 

(3) Die Ü bere inkommen der Jahre 2013 und 2015 beinha lteten - ebenso wie das 

Überei nkommen zur 4. Ausbauphase aus dem Jahr  2007 selbst - a l lerdings keine 

Informationen über Art und Umfang der Va lorisierung der Kosten bzw. die Wahl  

e ines Preisindex. Ebenso feh lte e ine nach grund legenden Positionen aufgegliederte 

Kostenschätzung (Grundein lösekosten, Planu ngskosten, Baukosten, Wagenbaukos­

ten, Unvorhergesehenes usw.) in den Ü bereinkom men.13 

Der RH bemängelte d ie fehlende I nformation hinsichtl ich Art und Umfang der Va­

lorisierung bzw. der Wa hl  eines Preisindex in  den Übereinkom men zwischen dem 

Bund und dem Land Wien. Ferner kritisierte er das Fehlen einer nach grundlegen­

den Positionen aufgegl iederten Kostenschätzung in den Übereinkommen selbst. 

Der RH empfah l  dem BMF, dem BMVIT und der Stadt Wien, für den Fa l l  e iner E in i­

gung der Gebietskörperschaften über die Kostentragung weiterer Ausbauphasen 

der Wiener U-Bahn eine nach grund legenden Positionen aufgegliederte Kosten-

13 Diese Mängel hatte der RH bereits in  seinem Bericht, Reihe Bund 2010/6 "Verkehrsanbindung und Stadtent­

wicklung Hauptbahnhof Wien", kritisiert. 
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5.3 

schätzung (Grundein lösekosten, P lanungskosten, Baukosten, Wagenbaukosten, 

Unvorhergesehenes usw. ) i n  den Übereinkommen vorzusehen.  

(1)  Das BMVIT sicherte in  seiner Ste l lungnahme zu,  die Empfeh lungen im Rahmen 

eines Zweckzuschussgesetzes oder einer Vereinbarung gemäß Art. iSa B-VG um­

zusetzen. 

(2)  Die Stadt Wien und die Wiener Li nien verwiesen auf ihre Ausführungen zu TZ 1.  

Kosten und Finanzierung 

6.1 

U-Bahn-Neubau 

davon 

3. Ausbauphase 

davon 

Anteil am 

V-Bahn-Neubau 

(in %) 

davon 

U3 und U6 

(in Mio. EUR) 

Anteil am 

V-Bahn-Neubau 

(in %) 

davon 

4. Ausbauphase 

(in Mio. EUR) 

Anteil am 

V-Bahn-Neubau 

(in %) 

(1 )  Die Wiener Linien wiesen in i h rem Rechnungsabschl uss für d ie Neuerrichtung 

der U-Bahn in den Jahren von 2007 bis 2014 folgende I nvestitionskosten aus:  

Tabelle 3: Aufwand für den U-Bahn-Neubau 

I 2007 I 2008 I 2009 I 2010 I 2011 

in Mio. EUR 

271,12 249,96 227,36 258,63 13 1,44 

262,14 218,88 139,24 1 18,37 30,57 

96, 7 87,6 61,2 45,8 23,3 

3,02 3,39 1,97 1,60 4,24 

1,1 1,4 0,9 0,6 3,2 

5, 96 27,69 86,15 138,66 96,63 

2,2 11,01 37,9 53,6 73,5 

I 2012 I 2013 I 2014 I Veränderung 

in % 

155,59 163,09 130,61 - 51,8 

14,85 8,53 8,41 - 96,8 

9,5 5, 2 6,4 

3,28 1,31 2,58 - 14,6 

2,1 0,8 2,0 

137,46 153,25 119,62 1.907,0 

88,4 94,0 91,6 

Quellen: BMF; Wiener Linien 

Insgesamt waren d ie I nvestitionen in den U-Bahn-Neubau von 2007 bis 2014 rück­

läufig. Dies lag u .a .  daran, dass d ie  3. Ausbauphase, für die e in E rrichtungszeitraum 

von 2000 bis 2010 vorgesehen war, im Auslaufen begriffen war. I h r  Antei l  am 
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6.2 

U-Bahn-Neubau verri ngerte sich zwischen 2007 und 2010 von rd. 96,7 % auf 

rd. 45,8 %. Ausgaben, d ie der 3 .  Ausbauphase zuzurechnen wa ren, wurden jedoch 

bis 2014 weiterhin getätigt. 

Zudem waren zwischen 2007 und 2014 noch Ausgaben - wenn auch in geringem 

Ausmaß - für die U3 und U6 zu verzeichnen, die vorangegangenen U-Bahn-Aus­

bauphasen zuzurechnen wa ren und sich großtei ls  aus Nachrüstungen und Adapti­

onen zusammensetzten .  Zeitl iche Limitierungen hinsichtl ich einer phasenbezoge­

nen Kostenzuordnung vere inbarten der Bund und das Land Wien in den 

Übereinkom men n icht. 

(2) Der tatsächl iche I nvestitionsaufwand bi ldete die Grundlage für die F ina nzie­

rung. Diesen hatten die Wiener Linien gegenüber der Stadt Wien nachzuweisen. 

Laufende Aufwendungen für den Betrieb und die Erhaltung waren hi ngegen von 

den Wiener Linien über die Benützungsentgelte bzw. von der Stadt Wien über Ge­

seI lschafterzuschüsse zu fina nzieren. 

(3)  Die Stadt Wien und das BMVIT fi na nzierten ihre Beiträge zur Errichtung der 

U-Bahn teilweise über zweckgebundene Abgaben und Steuern (Wien: Dienstge­

berabgabe "U-Bahn-Steuer", Bund:  Kraftfahrzeugsteuer) und zum Tei l  über n icht 

zweckgebundene, a l lgemeine Budgetmittel (siehe TZ 7 und TZ 8) .  Zudem fi nan­

zierte der Bund Tei le seines Beitrags über die Österreichische Bundesfinanzierungs­

agentur  Ges. m.b .H .  (OeBFA) (siehe TZ 9) . 

Der RH hie lt fest, dass die jä hrl ichen I nvestitionen in  den U-Bahn-Neubau von 

2007 (271,12 M io. EUR)  bis zum Jahr  2014 ( 130,61 M io.  EUR)  rückläufig waren .  

Dies lag u.a .  daran, dass d ie 3. Ausbauphase, für  d ie ein Errichtungszeitraum von 

2000 bis 2010 vorgesehen war, im Auslaufen begriffen wa r. Der RH merkte kritisch 

an, dass zwischen 2007 und 2014 weiterhin Ausgaben getätigt wurden, die voran­

gegangenen Ausbauphasen zuzurechnen waren .  D ies deshalb, weil Bund und Wien 

- selbst für den Zeitraum nach der Inbetriebnahme - keine zeitl iche Limitierung 

h insichtlich der phasen bezogenen Kostenzuordnung in den Übereinkommen ver­

e inbart hatten.  Dadurch war die Endabrechnung der U-Bahn-Ausbauphasen er­

schwert; für den Bund und das Land Wien fielen weiterhin Kosten für den U-Bahn­

Neubau für bereits i n  Betrieb befind liche U-Bahn-Linien an .  

Der RH empfah l  dem BMF, dem BMVIT und der Stadt Wien, für  den Fa l l  e iner  E in i­

gung der Gebietskörperschaften über die Kostentragung weiterer Ausbauphasen 
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6.3 

6.4 

der Wiener U-Bahn e ine ze it l iche Lim itierung der Kostenzuordnung in Ü berein­

kom men zum U-Bahn-Bau vorzusehen. 

(1 )  Laut Ste l lungnahme des BMF sei mit der MA 5 und den Wiener Linien mittler­

wei le vereinbart worden, die noch offenen Verbindl ichkeiten in einze lnen Jahres­

tranchen getrennt nach den Ausbauphasen 2 - 4 darzustel len, wodurch eine zeit l i­

che Limitierung herbeigefüh rt werde. Ziel sei es, die einzelnen Ausba uphasen 

endgültig abzuschl ießen. 

(2) Laut Ste l lungnahme der Stadt Wien wol le sie die entsprechenden Empfehlun­

gen des RH im Lenkungsgremium bei künftigen Vereinbarungen bzw. weiteren Aus­

bauphasen behandeln und eva lu ieren.  

(3)  Laut Stel lungnahme der Wiener Linien sei eine zeitl iche Limitierung der Kosten­

verrechnung für d ie bauausführende Stel le  prob lematisch, zumal d ie Praxis beim 

U-Bahn-Ba u gezeigt habe, dass oft viele Ja hre nach Fertigstel lung eines Projekts 

aufgrund von Verpflichtu ngen aus Servitutsverträgen oder ähn l ichen Rechtsange­

legenheiten Za h lungen, die u rsäch l ich mit den Bauarbeiten im Zusammenhang 

stünden, zu erfolgen hätten.  Aber auch E rträge, die Jahre nach der Fertigste l lung 

- bspw. aus der Veräußerung von im Rahmen des Neubaus notwendigerweise er­

worbenen Grundstücken - lukriert worden seien, würden dann nicht mehr gutge­

sch rieben werden können. E iner Abstimmung der Vertragspartner im Rahmen des 

Lenkungsgremiums sei entgegenzusehen. Die Wiener Linien würden dabei den 

Vertragspartnern zur Entscheidungsfindung, zur P lanung und zum Abschluss von 

Ü bereinkommen weiterer Vorhaben sowie für deren inhaltl iche Ausgesta ltung der 

Abwicklung zweckdienl iche Daten und I nformationen zur Verfügung stel len.  

Der RH verkannte gegenüber den Wiener Linien nicht die Komplexität der Bauvorha­

ben und ihre langfristigen Wirkungen. In der Baupraxis sind Endabrechnungen nach 

Fertigstel lung eines Bauvorhabens jedenfa l ls mögl ich. Es gehe jedoch vielmehr da­

rum, Bauvorhaben innerha lb eines vertretbaren Zeitrahmens abzusch l ießen.  Der RH 

verwies dabei auch auf die - im Vergleich zu den Baukosten - vergleichsweise gerin­

gen Rückerstattungsbeträge für nachträgliche Grundstücksverkäufe. 

Der RH erinnerte die Wiener Li nien daran, dass z .B .  zwischen 2007 und 2014 noch 

Ausgaben für den nU-Bahn Neubau" der U3 und U6 fä l l ig wurden, die sich auf die 

2 .  Ausbau phase der Jahre 1982 bis 2000 bezogen und großtei l s  aus Nachrüstungen 

und Adaptionen zusammensetzten.  Er  betonte, dass schon al le in aus G ründen der 

Planbarkeit ein zeitnäherer Übergang von der Baufinanzierungsverantwortung auf 

d ie Betriebsfinanzierungsverantwortung nach Fertigstel lung des Ba us erfolgen 

müsse, indem Kosten, Nutzen und Lasten auf den E igentümer bzw. Betreiber - die 

Wiener Linien - übergingen. 
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Der RH bekräftigte daher seine Empfeh lung, ze it l iche und/oder betragsmäßige 

Schran ken fü r a ls  notwendig anerka nnte II Neubauinvestitionen" zu definieren, 

um eine Enda brechnung von Ausbauphasen zu er le ichtern und Abgrenzungspro­

bleme mit der  F inanzierung von Betriebs- bzw. Sanierungserfordernissen zu ver­

meiden. 

Finanzierungsbeiträge 

Beitrag Wien 

7.1 

Dienstgeberabgabe 
("U-Bahn-Steuer") 

Anteil am Beitrag 

nicht 
zweckgebundene 
Mittel 

Anteil am Beitrag 

Beitrag Wien 1 

Die Stadt Wien finanzierte ihre Beiträge zur Errichtung der Wiener U-Bahn u.a .  

über eine Dienstgeberabgabe und über n icht zweckgebundene, a l lgemeine Bud­

getmittel :  

Tabelle 4: Beiträge Wiens für den U-Bahn-Neubau 

I 2007 I 2008 I 2009 I 2010 I 2011 I 
in Mio. EUR 

22,22 22,97 23,58 21,82 2 1,97 

in % 

13,1 17,7 21,4 15, 1 15,6 

in Mio. EUR 

146,78 107,03 86,42 122,29 119,23 

in % 

86,9 82,3 78,6 84,9 84,4 

in Mio. EUR 

169,00 130,00 110,00 144,11 141,20 

2012 I 2013 I 2014 I Veränderung 

in % 

41,98 67,18 66,23 198,1 

46,6 82, 1 98,1 

in % 

48,02 14,67 1,27 - 99,1 

53,4 17,9 1,9 

in % 

90,00 81,85 67,50 -60,1 

1 Die Mittel für den U-Bahn-Neubau wurden nach dem effektiven Baufortschritt angewiesen. Daher kam es in den einzelnen Jahren 
auch zu Überweisungen von Investitionen, die Vorjahre betrafen. Somit differierten die tatsächlich überwiesenen Beträge von Bund 
und land von den in Tabelle 3 dargestellten Investitionskosten gemäß Rechnungsabschluss. 

Quelle: Stadt Wien 

Anfang des Jahres 1970 führte d ie Stadt Wien e ine Dienstgeberabgabe ein, deren 

E rtrag der Stadt Wien zufloss und die zweckgebunden für die Errichtung einer Un­

tergrundbahn zu verwenden war (IIU-Bahn-Steuer") . Dabei betrug d ie Abgabe für 

jeden D ienstnehmer und für jede angefangene Woche eines bestehenden Dienst­

verhältn isses anfangs 10 ATS und nach der Wä hrungsumste l lung 0,72 EUR .  
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7.2 

Beitrag Bund 

8.1 

Bediente die Stadt Wien im Jahr  2007 noch rd. 13, 1 % ihres Beitrags zum U-Bahn­

Neubau durch d ie U-Bahn-Steuer, so lag d ieser Wert im Jahr 2014 bei rd . 98,1 %. 

Die gesamten E innahmen stiegen zwischen 2011 und 2013 von 21,97 Mio. EUR auf 

67,18 Mio. EUR .  Diese Steigerung der E innahmen resu ltierte aus dem Besch luss 

des Wiener Landtags von Mitte 2012,'4 d ie Abgabe auf 2 EUR für jeden Dienstneh­

mer und für jede angefangene Woche eines bestehenden Dienstverhältn isses zu 

erhöhen. Diese Erhöhung entsprach nahezu einer Verdreifachung. 

Der RH hielt fest, dass die Stadt Wien im Jahr 2014 nahezu ihren gesa mten Jahres­

beitrag zum U-Bahn-Neubau von 67,50 Mio.  EUR  (98,1 %) durch die im Jahr  2012 

erfolgte Erhöhung der Wiener Dienstgeberabgabe von 0,72 EUR auf 2 EUR finan­

zierte. 

(1) Der Bund finanzierte seinen Antei l  an den I nvestitionen in den U-Ba hn-Neubau 

aus E innahmen der Kraftfah rzeugsteuer'5 und durch nicht zweckgebundene M ittel. 

Die Antei le aus der Kraftfa hrzeugsteuer waren zwischen 2007 und 2014 rückläufig: 

Tabelle 5:  Budgetierte Beiträge des Bundes für den U-Bahn-Neubau 

I 2007 I 2008 I 2009 I 2010 I 2011 I 2012 I 2013 

in Mio. EUR 

I 2014 I Veränderung 

in % 

Kraftfah rzeugsteuer 64,21 47,36 35,71 36,27 23,00 24,72 33,58 27,27 - 57,5 

i n % 

Anteil der Jahresrate 58,9 43,4 40,8 41,5 28,8 30,9 43,1 35,0 

i n  Mio. EUR in % 

n icht 

zweckgebundene 44,80 61,65 51,79 51,23 57,00 55,28 44,42 50,73 13,2 

Mittel 

in % 

Anteil der Jahresrate 41,1 56,6 59,2 58,5 71,3 69,1 56,9 65,0 

Jahresrate 

in Mio.  EUR 

109,01 109,01 87,50 87,50 80,00 

14 LGBI .  Nr. 25/2012 - Einhebung einer Dienstgeberabgabe 

in % 

80,00 78,00 78,00 - 28,4 

Quelle: BMF 

15 u.a. gemäß Abgabenänderungsgesetz BGBI. Nr. 18/1980; 70 % der Ertragsanteile des Bundes an der Kraft­

fahrzeugsteuer für öffentlichen Verkehr und Fahrbetriebsmittel 

III-335 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 31 von 71

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

U-Bahn in Wien - Ausbaupakete H 

8.2 

(2) Für seinen Antei l  an den Investitionen in den U-Bahn-Neubau in Wien stel lte 

der Bund im  Bundesvoranschlag für das BMVIT bis zum Jahr  2008 eine Jahresrate 

in Höhe von 109,01 M io.  EUR  bereit. M it dem im Ju l i  2007 unterfertigten Überein­

kommen für die 4. Ausbau phase reduzierte der Bund seinen jährl ichen Finanzie­

rungsbeitrag ab dem Jahr  2009 auf 87,S M io.  EUR. Im Oktober 2011 setzten Bund 

und Stadt Wien den jä hrl ichen Fina nzierungsbeitrag des Bundes ab dem Jahr  2011 

mit 80 Mio.  EUR fest. M it der Vereinbarung vom Jänner 2013 wurde dieser i n  wei­

terer Folge auf 78 Mio. EUR reduziert. Dies begründete das BMVIT mit e iner Bud­

getkonsolid ierung bzw. m it Budgetverhandlungen. 

Die Jahresrate des Bundes überwies das BMVIT als sach l ich zuständ iges Bundesmi­

nisterium und auszah lende Stel le m itte lbar über d ie Stadt Wien an die Wiener Li­

n ien.  Die Stadt Wien trat daher bei der F ina nzierung des U-Bahn-Neubaus als ein­

zige überweisende Stel le an die Wiener Linien auf. E ine systematische inha ltl iche 

Kontrol le der Verwendung d ieser Bundesmittel erfolgte weder durch das BMVIT 

noch durch das BMF als d i rekter Vertragspartner der Stadt Wien. 

Der RH wies darauf h in, dass der Bund seinen jährl ichen Finanzierungsbeitrag für den 

U-Bahn-Neubau von 109,01 Mio. EUR auf 87,50 Mio. EUR (ab dem Jahr 2009) und 

letztlich auf 78 Mio. EUR (ab dem Jahr 2013) reduzierte, den er zu einem rückläufigen 

Tei l  (von 58,9 % im Jahr 2007 auf 35 % im Jahr 2014) zweckgebunden aus der Kraft­

fahrzeugsteuer und den verbleibenden Tei l  aus a l lgemeinen Budgetmitteln  finan­

zierte. Er kritisierte, dass eine systematische inhaltl iche Kontrol le der Verwendung 

dieser Bundesmittel weder durch das BMF als d i rekten Vertragspartner der Stadt 

Wien noch durch das BMVIT als sachlich zuständ iges Bundesministerium und auszah­

lende Stel le erfolgte. Der RH verwies dazu auf seine Empfeh lung in TZ 24. 

Vorfinanzierung 

Vorfinanzierung des Bundesbeitrags 

9.1 (1 )  Die unterjährige Bedeckung der Jahresraten des Bundes und der Ausgleich zum 

tatsächl ich zu zahlenden 50 %-Antei l  des Bundes, der sich aus den Ausgaben bzw. 

dem Baufortschritt ergab, erfolgten im Wege einer bereits im Jahr  1992 vereinbar­

ten Vorfinanzierung. Es hande lte sich dabei um den Differenzbetrag zwischen der 

im Bundesvoranschlag vorgesehenen jewei l igen Jahresrate und den tatsächl ich an­

gefa l lenen Kosten, von denen der Bund 50 % zu tragen hatte. Die Schu ldenti lgung 

aus der Vorfinanzierung und die Tragung des Zinsaufwands erfolgten durch die Jah­

resraten des Bundes (BMVIT im Rahmen der UG 41) .  Für d iese Vorfinanzierung war 

zwischen der Stadt Wien und dem Bund e in  Rahmen in Höhe von höchstens 

581,38 Mio. EUR vereinbart. 
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Vorfinanzierung 

Abrufungen' 

Zinsen 

Summe zum 31.12. 

(Jahresultimo) 

(Jahresrate) 

Bundesbeitrag2 

aushaftender Betrag 

nach Abzug des 
Bundesbeitrags 
(Jahresrate) 

Ausnutzung des 
Vorfinanzierungs-

rahmens nach Abzug 
des Bundesbeitrags 

(Jahres rate) 

Bei nachfolgender Tabel le ist zu beachten, dass d ie jewei l ige Jah resrate (Bundes­

beitrag) erst im Jänner des Folgeja hres wirksam wurde. Der aushaftende Betrag aus 

der Vorfina nzierung entwickelte sich somit wie folgt: 

Tabelle 6: Entwicklung des Vorfinanzierungsrahmens 

I 2007 I 2008 I 2009 I 2010 I 2011 I 2012 

in Mio. EUR 

90,45 120,01 173,72 203,87 224,67 227,86 

13 1,80 134,80 1 16,20 99,50 80,40 72,00 

6,76 6,41 1,45 1,30 2,79 0,64 

229,01 261,22 291,37 304,67 307,86 300,50 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in Mio. EUR 

- 109,01 - 87,50 - 87,50 - 80,00 - 80,00 - 78,00 

120,01 173,72 203,87 224,67 227,86 222,50 

in % 

20,6 29,9 35,1 38,6 39,2 38,3 

I 2013 I 2014 I Veränderung 

in % 

222,50 224,04 147,7 

79,10 66,30 - 49,7 

0,44 0,58 - 91,4 

302,04 290,92 27,0 

2014 2015 Veränderung 

in % 

- 78,00 - 78,00 - 28,5 

224,04 212,92 77,4 

38,5 36,6 

Rundungsdifferenzen möglich 

, Die Abrufungen erfolgen nach dem effektiven (bezahlten) Baufortschritt. 

2 Der Zahlungseingang erfolgte in der Regel Mitte Jänner. 

Quellen: BMF; RH 

(2)  Nachdem der Bund seine Jahresraten zur F inanzierung des Wiener U-Bahn­

Baus aufgrund des Überei nkommens im Jahr  2007 ab  dem Jahr  2009 von 

109,01 Mio. EUR auf 87,5 Mio. E U R  und zuletzt auf 78 Mio.  EUR  reduziert hatte, 

wurde der - unverändert gebl iebene - Vorfina nzierungsrahmen (von höchstens 

581,38 Mio.  EUR)  in den Jahren 2007 bis Anfang 2014 in steigendem Ausmaß in 

Anspruch genommen: von 90,45 Mio.  EUR im Jahr  2007 bis 224,04 Mio. EUR An­

fa ng 2014. Dies u.a .  deshalb, wei l  die Jahresraten des Bundes bis zum Jahr  2011 

unter den Abrufungen ( I nvestitionskosten) lagen .  

E ine von der OeBFA im Jahr  2014 du rchgeführte Vorschaurechnung bezüglich der  

Ausnützung des Vorfinanzierungsrahmens auf Basis eines U-Bahn-Baukostenplans 
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9.2 

9.3 

der Stadt Wien ergab, dass der höchste aushaftende Sta nd des Vorfinanzieru ngs­

rahmens im Jahr  2023 rd . 318 M io.  EUR  betragen und die letzte Rückzah lung im 

Jahr  2026 stattfinden wird .  Den gesamten Zinsaufwand b is  zur Ausfinanzierung be­

rechnete d ie OeBFA mit rd . 104,3 Mio. EUR. 

Die Weiterfü hrung der in der 4. Ausba uphase gepla nten neuen U-Bahn-Linie U5 

war in d iesem Zusammen hang noch n icht berücksichtigt, wei l  ein unterfertigtes 

Übereinkommen einer a l lfä l l igen 5. Ausbauphase nicht vorlag. 

Der RH wies kritisch darauf hin, dass sich durch die Absenkung der Jahresrate des 

Bundes für den Wiener U-Bahn-Bau von 109,01 Mio. EUR auf 87,50 Mio. EUR (ab 

dem Jahr 2009) und letztl ich auf 78 Mio. EUR (ab dem Jahr 2013) die erforderliche 

Vorfinanzierung für den 50%igen Bundesantei l  über die OeBFA erhöhte. Die überwie­

senen Jahresraten des Bundes reichten zur Finanzierung des Bundesantei ls am 

Wiener U-Bahn-Bau nicht mehr aus und erhöhten damit die Ausnützung dieses Vor­

finanzierungsrahmens von 90,45 Mio. EUR (2007) auf 224,04 Mio. EUR (Anfang 2014). 

Die Tilgung dieser Schulden aus der Vorfinanzierung und Tragung des entsprechen­

den Zinsaufwands erfolgten durch den Bund und stel lten demgemäß eine Verschie­

bung von Zah lungsverpflichtungen in die Zukunft dar (siehe auch TZ 11). 

Auf Basis von Berechnungen der OeBFA ging der Bund davon aus, dass die Ausnüt­

zung des Vorfinanzierungsrah mens auf rd . 318 Mio. EUR ( im Jahr  2023) steigen 

und erst im Jahr  2026 geti lgt werden wird .  Der RH erachtete die diesbezügl iche 

Vorschaurechnung der OeBFA vor dem H intergrund der finanzie l len Rah menbedin­

gungen für plausibel .  E r  wies a l lerdings darauf h in, dass die Weiterführung der in 

der 4. Ausbauphase geplanten neuen U-Bahn-Li nie US in  dieser Vorschaurech­

nung noch nicht berücksichtigt war. 

Der RH wies ferner darauf h in, dass die derzeit bestehende N iedrigzinsphase eine 

geringe Ausnutzung des Vorfinanzierungsrahmens bed ingte. Er  gab zu bedenken, 

dass eine Vorhersage der Zinsentwicklung für einen langfristigen Zeitraum schwie­

rig und ein Steigen der Zinsen bis zum Jahr  2026 möglich ist. Dies würde zu einer 

höheren Zinsbelastung im Zuge der Ti lgung der Vorfina nzierung führen. 

Der RH empfah l  daher dem BMF und dem BMVIT - im Sinne der Transparenz und 

Budgetwahrheit der UG 41 - rea l istische Jahresraten festzu legen, die sich sowohl 

an den tatsächl ichen Investitionskosten als auch an den zu erwartenden Finanzie­

rungsbedingungen orientierten .  

Das BMVIT nahm in seiner Stel l ungnahme die Empfehlung des RH zur Kenntnis. D ie  

Festlegungen im  H inb l ick auf Vorfinanzierungsrahmen und Jahresraten fü r den 

Bundeszuschuss würden vom pol itischen Verhand lungsergebnis zwischen Bund 

und Stadt Wien abhängen. 

32 
I 
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Abwicklung der Vorfinanzierung 

10.1 

10.2 

10.3 

( 1) Die für den U-Ba hn-Bau benötigten Beträge forderte das Land Wien von der 

OeBFA an und übermittelte sie in weiterer Folge an die Wiener Linien. Der so vorfi­

nanzierte Bundesantei l  ink l .  F inanzieru ngskosten wurde am 15. Jä nner jedes Folge­

jahres vom Bund durch Überweisung der jewei l igen Jahresrate (zur Zeit der Geba­

rungsüberprüfung 78 Mio. EUR) bedeckt.16 

Aktue l le  Grund lage der Vorfina nzierung des Bundesbeitrags war ein im Feb­

ruar 2003 abgesch lossener Vertrag zwischen der Repub l ik  Österreich, vertreten 

durch die OeBFA, und dem Land Wien.  Diese Vereinba rung wurde von den beiden 

Parteien auf unbestimmte Zeit abgeschlossen und stellte ein Darlehen an das Land 

dar, zu dessen Tilgung der Bund sich verpfl ichtet hatte. 

Die erforderl ichen Beträge zur Vorfinanzierung wurden zwischen Jänner und De­

zember unterjährig über die OeBFA durch Veran lagung der Kassen bestände des 

Bundes finanziert. Die F ina nzierung der OeBFA bega nn dabei jährl ich am 15. bzw. 

16. Jänner und endete seit 2014 am 15.  Dezember (von 2001 bis 2013 am 23. De­

zember). Die F inanzierung über den Jahresultimo wurde ebenso von der OeBFA 

durchgeführt. BMF und OeBFA h ielten intern aktenmäßig fest, dass keine Fina nz­

schuld gemäß Bundeshausha ltsgesetz (BHG) entstand.17 

(2)  Die materiel le Prüfung der du rch das Land Wien angeforderten Finanzierungs­

beiträge oblag vertragsgemäß nicht der OeBFA. Das BMF überprüfte den auf den 

Bund entfa l lenden Antei l  formel l  anhand von monatl ich übermittelten Nachweisen 

über die von der Stadt Wien d i rekt bei der OeBFA abgerufenen Mittel .  

Die Vorgangsweise des Bundes trug nach Ansicht des RH zu e iner  Verminderung 

der Transparenz h insichtlich des Bundesbeitrags zum Wiener U-Bahn-Bau bei, weil 

i n  den Rechenwerken des Bundes ledigl ich die Jahresrate von - zur Zeit der Geba­

rungsüberprüfung aktuel len - 78 Mio. EUR ausgewiesen war. Nach Ansicht des RH 

wären gemäß §§ 60 und 61 BHG 2013 die d iesbezüglichen Zah lu ngsverpflichtungen 

des Bundes als Vorbelastungen auszuweisen (siehe dazu TZ 11) . 

Laut Stel lungnahme der Stadt Wien fordere sie die für den U-Ba hn-Bau benötigten 

Beträge von der OeBFA an (nach monatl icher Rechnungslegung durch d ie Wiener 

Linien). Diese würden jedoch nicht an die Wiener Linien übermittelt, wei l  es zwi­

schen der Stadt Wien und den Wiener Linien einen ÖPNV-Vertrag gebe, der die 

16 abzüglich des Tilgungs- und Zinsenaufwands der Vorjahre 

17 Geldverbindl ichkeiten begründeten nur insoweit Finanzschulden, als sie nicht innerhalb desselben Finanz­

jahres getilgt wurden. Diese mehrjährigen Zeiträume ergaben sich deshalb, weil bis Anfang 2003 die Zwi­

schenfinanzierung vom 15. Jänner bis 23. Dezember noch über Kredite des Landes Wien abgewickelt wor­

den war. 
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10.4 

Finanzierung - auch des U-Bahn-Neubaus - regle ( 100 % Vorfina nzierung des 

U-Bahn-Neubaus durch die Stadt Wien). 

Der RH nahm von den Ausführungen der Stadt Wien über ihre Vorgangsweise 

betreffend die OeBFA-Finanzierung Kenntnis. Ob die Stadt Wien die Beträge der 

OeBFA nun unmittelbar oder im Rahmen des ÖPNV-Vertrags an die Wiener Linien 

überweist, berüh rte nach Ansicht des RH a l lerd ings weder das Ergebnis noch die 

festgestel lte I ntransparenz in den Rechenwerken des Bundes. 

Verbindlichkeiten und Verpflichtungen 

Darstellung Bund 

11.1 (1) Mit dem im Ju l i  2007 unterfertigten Übereinkommen verpfl ichteten sich der Bund 

und das Land Wien für die gegenwärtige 4. Ausbauphase der Wiener U-Bahn ge­

meinsam zur Tragung von Gesamterrichtungskosten in Höhe von rd . 1,846 Mrd.  EUR.  

Mit der Ü bernahme dieser fina nzie l len Verpfl ichtung durch den Bund waren fü r ihn 

Vorbelastungen gemäß § 60 i .V.m.  § 90 BHG 2013 verbunden. Vorbelastungen be­

trafen Vorha ben, die mit dem Eingehen von Verpfl ichtungen verbunden waren, 

aufgrund derer in den folgenden Finanzjahren Auszah l ungen durch den Bund zu 

tätigen waren.18 

Der dem Land Wien während der gesamten 4.  Ausbauphase zu le istende Betrag im 

Ausmaß von 50 % der 1,846 Mrd.  EUR, der e ine Verpfl ichtung des Bundes für künf­

tige PrOjekte darstellte, war in den Rechenwerken des Bundes (Bundesvoranschlag, 

Bundesrechnungsabsch luss (BRA)) a l lerdings nicht a ls Vorbelastung abgebi ldet. Es 

waren ledigl ich d ie jährl ichen Finanzieru ngsbeiträge an das Land Wien veranschlagt 

bzw. im BRA als Za h lung da rgeste l lt .19 

(2) Die Höhe des zur Zeit der Gebaru ngsüberprüfung aushaftenden Vorfinanzie­

rungsrahmens des Bu ndes betrug für das Jahr  2014 rd. 212,92 Mio.  EUR. Dieser 

Betrag entsprach der Verbindl ichkeit des Bundes für bereits getätigte Investitionen 

und wa r in  den Rechenwerken des Bundes ebenso wie d ie künftigen Za h lungsver­

pfl ichtungen n icht ersichtl ich. Der RH hatte dem BMVIT und dem BMF bereits im  

J ah r  2010 empfohlen20, künftig d iese Verbindl ichkeit gegenüber de r  Stadt Wien aus 

seiner finanziel len Betei l igung am Ausbau der U-Bahn darzustel len.  

18 Vorbelastungen sind vor allem für die Budgetplanung von Bedeutung, weil s ie den verfügbaren finanziellen 

Spielraum künftiger Budgets einschränken. 

19 Im Rahmen der § 9 RHG-Prüfung für das Finanzjahr 2015 überprüft der RH diesen Sachverhalt und wird 

eine entsprechende Mängelbehebung gemäß § 36 RLV 2013 veranlassen. 

20 RH Bund 2010/6 "Verkehrsanbindung und Stadtentwick lung Hauptbahnhof Wien" 
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11.2 

Das BMF und das BMVIT sahen aufgrund der nach ihrer Ansicht gesetzl ichen Ver­

pflichtung (Vereinbarung gemäß Art. iSa B-VG, Abgabenänderungsgesetz 198721) 

und der finanzausgleichsähn l ichen Zuweisung der Mittel an das Land Wien keine 

Notwendigkeit, derartige Vorbelastungen auszuweisen. 

(3)  I n  einem analogen Fina nzierungsverhältnis22 betreffend Infrastrukturmaßnah­

men der ÖBB im Jahr  2010 erfasste das BMVIT im E invernehmen mit dem BMF 

- nach Kritik des RH (Mängelbehebung gemäß § 9 Rechnu ngshofgesetz (RHG))  an 

der unterlassenen Ausweisung - derartige Verbindl ichkeiten und Verpfl ichtungen 

(" Zah lungen an die ÖBB gemäß Bundesbahngesetz") im Rechnenwerk des Bu ndes. 

Der Bund hatte sich zuvor vertragl ich verpfl ichtet, 70 % (75 % ab 2014) der jähr l i­

chen Investitionsausgaben zu tragen.23 

Der RH wies darauf h in, dass weder der dem Land Wien wä hrend der gesamten 

4. Ausbauphase zu leistende Betrag im Ausmaß von 50 % der 1,846 Mrd.  EUR, der 

eine Verpflichtung des Bundes für künftige Projekte darstellte, noch die Höhe des 

zur Zeit der Gebarungsüberprüfung aushaftenden Vorfinanzierungsrahmens von 

rd . 212,92 Mio.  EUR, der eine Verbindl ichkeit des Bundes fü r bereits getätigte In­

vestitionen da rste l lte, i n  den Rechenwerken des Bundes erfasst waren.  

Nach Ansicht des RH wa ren die Verbindl ichkeiten bzw. Verpfl ichtu ngen sowie der 

Aufwand des Bundes nicht korrekt ausgewiesen. Dies war vor a l lem für d ie Budget­

p lanung von Bedeutung, wei l  Vorbe lastungen den fi nanziel len Spielraum künftiger 

Budgets einschränken. 

I n  d iesem Zusammenhang betonte der RH, dass im BRA zur Zeit der Gebarungs­

überprüfung der Ausweis der Zuschüsse für die I nfrastruktur der ÖBB - ungeachtet 

bestehender gesetzl icher Verpfl ichtungen des Bu ndes - erfolgte. 

Der RH empfah l  daher dem BMVIT und dem BMF - ana log zur Vorgehensweise bei 

der Verbuchung der Za h lungen an die ÖBB gemäß Bu ndesbahngesetz -, die Ver­

bindl ichkeiten in der Höhe des ausgenützten Vorfinanzierungsrahmens für bereits 

getätigte I nvestitionen im U-Bahn-Neubau im BRA auszuweisen und period isch 

21 Bundesgeset2 vom 25. Februar 1987, mit dem u.a. die Bestimmungen über die Verwendung der Kraftfahr­

zeugsteuer geändert wurden (BGBI. Nr. 80/1987). Demnach war der Ertragsanteil der Kraftfahrzeugsteuer, 

der auf den Bund entfiel, zu 70 % für Zwecke des öffentlichen Verkehrs (einschließlich Fahrbetriebsmittel) 

zu verwenden. 

22 Vereinbarungen zwischen dem BMVIT, dem BMF, der ÖBB-Holding AG und der ÖBB-Infrastruktur AG, wei­

che die Umsetzung der jährlich zu erstellenden Rahmenpläne über die geplanten Investitionen in die 5chie­

nenverkehrsinfrastruktur (§ 42 Abs. 2 Bundesbahngesetz i .d .F. BGBI. I Nr. 95/2009) regelten: In diesen Ver­

einbarungen wurden insbesondere auch d ie Zuschüsse des Bundes für die Bereitstel lung der 

5chieneninfrastruktur determiniert. 

23 Durch eine vom RH beauftragte Mängelbehebung gemäß § 9 RHG i.v.m.  § 36 RLV korrigierte das BMVIT den 

Stand der Verbindlichkeiten bzw. Verpflichtungen sowie den Aufwand. 
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fortzuschreiben. D ies betraf auch die Verpfl ichtungen in der Höhe des offenen 

Restbetrags der Gesamtfinanzierungszusage des Bundes gemäß dem Übereinkom­

men von 2007. 

Das BMVIT wies in seiner Ste l l ungnahme darauf h in, dass die Empfeh lung zur E in­

buchung von Verbindl ichkeiten und Verpfl ichtungen im Bundesrechnungsabschluss 

2015 im Rahmen der Mängelbehebung gemäß § 9 RHG i .V. m .  § 36 RLV 2013 umge­

setzt worden sei .  24 

Laut Stel lungna hme des BMF seien die Verbind l ichkeiten und Verpfl ichtungen des 

Bundes mittlerweile im Zuge e iner Mängelbehebung zum BRA 2015 erfasst wor­

den. Weiters sei zwischen der MA 5, den Wiener Li nien und dem BMF vereinbart 

worden, e ine Aufl istung der einzelnen noch offenen Ausbaustufen mit den jewei l i ­

gen bewi l l igten Budgets ink lus ive Va lorisierungen, den bisherigen Abrechnungen 

sowie den noch geplanten Auszah l ungen vorzu legen. 

Darstellung Wien 

12.1 

12.2 

12.3 

Der vom Bund an das Land Wien in der gesamten 4.  Ausbauphase zu zahlende Be­

trag im Ausmaß von 50 % der 1,846 Mrd.  EUR, der eine Verpfl ichtung des Bundes 

darstellte, war im Rech nungsabschluss der Stadt Wien nicht entha lten.25 

Der RH bemängelte den unterbl iebenen Ausweis der Forderungen in  den Rechen­

werken der Stadt Wien. Der erforderl ichen Da rste l lung als Vorbelastungen auf Sei­

ten des Bundes (siehe TZ 11) hätte eine spiegelb i ld l iche Darstel lung a ls n icht fä l l ige 

Verwaltungsforderungen in den Rechenwerken der Stadt Wien zu entsprechen. 

Der RH empfah l  der Stadt Wien - spiege lbi ld l ich zu der dem BMVIT und dem BMF 

empfohlenen Vorgangsweise fü r die Da rste l lung von Verbindl ichkeiten und Ver­

pfl ichtungen (TZ 11) -, die n icht fä l l igen Verwaltungsforderungen in der Höhe des 

ausgenützten Vorfinanzierungsrahmens für bereits getätigte I nvestitionen im 

U-Bahn-Neubau auszuweisen und period isch fortzuschreiben. Dies betraf auch d ie 

n icht fä l l igen Verwa ltungsforderungen in der Höhe des offenen Restbetrags der 

Gesamtfinanzierungszusage des Bundes gemäß dem Übereinkommen von 2007. 

Die Stadt Wien tei lte in ihrer Ste l lungnahme mit, die Empfehl ung im H inbl ick auf 

d ie neue VRV 2015 zu eva lu ieren. 

24 siehe BRA 2015, Textteil Band 3: Ergebnisse der § 9 Prüfungen, T2 45, S. 231 f. 

2S als "nicht fällige Verwaltungsforderung" 
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Investitionen und Fahrzeuge 

Kostenabgrenzung 

I nfrastru kturi nvestitionen 

13.1 (1) In  der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG und den Übereinkommen zum Wiener 

U-Bahn-Bau verpflichteten sich Bund und Land Wien zur anteil igen Kostentragung 

der "Neu-Investitionen" für den U-Bahn-Bau. Die Vertragspartner legten eine Tei­

lung der Planungs- und Investitionskosten einschl ießlich a l ler bereits getätigten Vor­

leistungen fest. Eine weiterführende bzw. deta i l l ierte Regelung unterblieb.26 

Dies führte dazu, dass sowohl I nvestitionen im Bereich der baulichen Erhaltung und 

I nvestitionen im Bestand a ls auch Ausgaben für n icht d irekt der U-Bahn zuzurech­

nende Anlagen aus dem Budget des U-Bahn-Neubaus - d ieses Budget wurde mit 

den Beiträgen des Bundes bzw. der Stadt Wien zu jewei ls 50 % bedeckt - finanziert 

wurden, wie z .B . :  

Arbeiten der baul ichen Erhaltung auf der  Strecke der  U6 (TZ 14), 

- Ertüchtigungen am Bestandsnetz auf der Strecke der U 1  (TZ 15), 

- Tei le eines Verkehrsmuseums (TZ 17), 

- Eröffnungsfeierl ichkeiten von U-Bahn-Stationen (TZ 18) .  

(2)  In  der Praxis wurde die Kostentragung wie folgt gehandhabt :  I nvestitionen, die 

im U-Bahn-Neubau eine "E rstausstattung" darste l lten, wurden zu je 50 % aus Bei­

trägen des Bu ndes bzw. der Stadt Wien bedeckt. H ingegen finanzierten die Wie­

ner Linien Ersatzinvestitionen m it E igenmitte ln  (bzw. mit M itteln aus Zuschüssen 

der Stadt Wien gemäß ÖPNV-Vertrag27) ohne Bundesbeitrag. 

(3) Zur Trennung zwischen I nvestitionen in den U-Bahn-Neubau und sonstigen In­

vestitionen wandten d ie Wiener Li nien zudem ein "Kausal itätsprinzip" an .  Dem­

nach wurden sämtliche durch den Auftrag zum Bau der U-Bahn entstandenen Leis­

tungen und notwendigen Ausgaben dem Budget des U-Bahn-Neubaus zugeordnet 

26 Auch das privatrechtliche Übereinkommen von 1986 enthielt zu den Infrastrukturinvestitionsmaßnahmen 

keine Erläuterungen.  Im privatrechtlichen Übereinkommen von 1996 wurde wieder die Wortfolge "Pla­

nungs- und Investitionskosten einschl ießl ich a l ler bereits getätigten Vorleistungen" verwendet und auf nä­

here Ausführungen dazu verzichtet. 

27 
"Öffentlicher Personennahverkehrs- und -finanzierungsvertrag"; abgeschlossen zwischen der Stadt Wien 

und den Wiener Linien im November 2001 
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13.3 

- unabhängig von einem zeitl ichen oder örtl ichen Nahverhältnis zu gerade laufen­

den U-Bahn-Projekten .  

Der RH kritisierte, dass der Bund und das Land Wien in den Vereinbarungen und 

Ü bereinkommen zum Wiener U-Bahn-Bau keine Regelungen bzw. Präzisierungen 

h insichtl ich der Kostentragung von Neubauinvestitionen einerseits sowie Instand­

haltungs- und Sanierungsi nvestitionen (E rsatzinvestitionen) andererseits vorge­

nommen hatten.  

Der RH kritisierte, dass aufgrund der unzureichenden Regelungen bzw. Präzisierun­

gen I nvestitionen sowohl  im Bereich der baulichen Erhaltung, im Besta nd als auch 

fü r n icht d i rekt der U-Bahn zuzurechnende Anlagen, durch jene Beiträge finanziert 

wurden, die der Bund bzw. die Stadt Wien zu je 50 % zum Budget des U-Bahn-Neu­

baus leisteten .  

Der RH empfah l  daher dem BMF, dem BMVIT und der Stadt Wien, fü r den Fa l l  einer 

E inigung der Gebietskörperschaften über die Kostentragung weiterer Ausbau pha­

sen der Wiener U-Bahn, k lare Defin itionen für die mitzufi nanzierenden I nvestitio­

nen im Bereich des Neubaus, der baul ichen Erhaltung des Bestands (E rsatzinvesti­

tionen) sowie fü r n icht d irekt der U-Bahn zuzurechnende An lagen vertragl ich zu 

vereinbaren . 

H insichtl ich erforderl icher vertiefter inhalt l icher Kontrol len verwies der RH auf die 

Feststel lungen in TZ 24 ff. 

Die Stadt Wien und d ie Wiener Linien verwiesen auf ihre Ausführungen zu TZ 1 .  

Die  Wiener Li nien tei lten darüber h inaus m it, dass m i t  Investitionen a l l e  Erstinves­

titionen umfasst seien, die in einem kausalen Zusammenhang mit dem Bau der 

vereinbarten U-Bahn-Linien stünden und damit gegenüber Bund und Land Wien 

zur Verrechnung zu bringen seien.  Darunter fielen auch Adaptionen und Nachrüs­

tu ngen im Bestandsnetz, die im Zuge des Netzausbaus für eine Ertüchtigung der 

vorhandenen I nfrastruktur  zwingend durchzufü hren seien, um bestehende 

Streckentei le und An lagen auf ein einheitl iches techn isches N iveau zu bringen und 

die Betriebsführung im  Gesamtnetz weiterhin i n  g le icher Qua l ität zu ermögl ichen. 

Die Kostenschätzung fü r d iese Ertüchtigungen - auch der bestehenden Stammstre­

cken - sei in den Verträgen mit dem Bund enthalten. Diese notwendigen I nvestiti­

onen müssten n icht unbedingt in e inem zeit l ichen oder örtl ichen Zusammenhang 

mit gerade aktuellen U-Bahn-Bauprojekten stehen. Zeitl iche, inha lt l iche oder 

technische Lim itierungen seien weder vom Bund noch vom Land Wien vorgegeben 

worden. 
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Bundesmittel würden nur verwendet, wenn es sich um Erstinvestitionen in geneh­

migte Projekte handle.  Keinesfa l ls seien aus dem U-Bahn-Budget die oft para l lel 

laufenden Erhaltungs- und Instandsetzungsa rbeiten oder I nvestitionen in  Anlagen 

bedeckt, die bereits zu einem früheren Zeitpunkt gegenüber Bund und Land Wien 

zur Verrechnung gelangt seien. 

Der RH ste l lte gegenüber den Wiener Linien klar, dass er keine doppelte Verrech­

nung von Erhaltu ngs- und Instandsetzungsarbeiten bemä ngelt hatte. Er hatte viel­

mehr kritisiert, dass Arbeiten der baul ichen Erha ltung, Ertüchtigungen am Be­

standsnetz, Te i le e ines Verkehrsmuseums sowie E röffnungsfeierl ichkeiten von 

U-Bahn-Stationen aus dem Budget des U-Bahn-Neubaus bedeckt worden waren.  

Da - wie d ie Wiener Linien in  i hren Ausführungen sel bst zum Ausdruck brachten -

I nvestitionen n icht in einem ze itl ichen oder örtl ichen Zusa mmenhang mit gerade 

aktuel len U-Bahn-Bauprojekten sta nden, bekräftigte der RH seine Empfeh lung, 

Präz isierungen h insichtlich der Kostentragung von Neubauinvestitionen sowie I n­

sta ndhaltu ngs- und Sa nierungsinvestitionen (E rsatzinvestitionen) im Wege von kla­

ren Defin itionen für die mitzufinanzierenden I nvestitionen vertragl ich zu vereinba­

ren, zumal in  den Übereinkommen bzw. Verträgen ledigl ich der Gesamtbetrag der 

jewei l igen Phase - auf Basis der internen Kostenschätzungen - angefü hrt war. 

Bauliche Erhaltung 

14.1 ( 1 ) Die Vereinbarung gemäß Art. iSa B-VG vom April 1979 zwischen Bund und 

Land Wien umfasste den Ba u der Linien U3 und U6 (2.  U-Bahn-Ausbauphase) . Der 

Bund und das Land Wien verpfl ichteten sich, einen Beitrag im Ausmaß von je 50 % 

zu diesen Investitionen zu leisten . 

Zur Zuordnung von Vorhaben zu den Investitionskategorien betriebl iche Erhaltung, 

baul iche Erhaltung sowie Neubau  und P lanung, die eine nachvol lziehbare Trennung 

der Investitionskosten ermöglicht hätte, hatten die Vertragspartner Bund und Wien 

bis zur Zeit der Gebaru ngsüberprüfung keine Vereinbarungen getroffen .  D ies war 

u .a .  ein Grund für den Bund und die Stadt Wien, im Jä nner 2013 ein Lenkungsgre­

mium für derartige Fragen zu institutional isieren .28 

(2) Zeitl iche Limitierungen h insichtl ich einer phasen bezogenen Kostenzuordn ung 

vereinbarten Bund und Wien in den Übereinkommen nicht. Dadurch wurden I nves­

titionen im Bereich der baul ichen Erha ltung der U6 aus dem Budget des U-Bahn­

Neubaus - welches Beiträge des Bu ndes bzw. der Stadt Wien zu jewei ls 50 % be­

deckten - finanziert, obwohl  die Eröffnung der U6 in einem ersten Tei lstück bereits 

28 
"Side Letter" vom 22. Jänner 2013 zum Übereinkommen zwischen dem Bund und dem Land Wien vom 

12. Jul i  2007 über die 4. Ausbauphase der Wiener U-Bahn 
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im Jahr 1989 bzw. bis Floridsdorf im Jahr  1996 erfolgte. Dies betraf vor a l lem fol­

gende Maßnahmen: 

Durch die breiteren N iederflurfahrzeuge der U6 war es in den 1990er-Jahren 

notwendig, bau l iche Maßnahmen an a l len Bahnsteigen in  den historischen Sta­

tionen zu setzen. 

- Nach dem Abschl uss der U6-Verlängerungen nach Siebenhirten und F loridsdorf 

wurde der durch die höheren Belastungen notwendige Austausch der h istori­

schen Fahrleitungsjoche29 aus den 1920er-Jahren entlang der Strecke vorge­

nommen. 

Im Jahr 2011 begannen die Wiener Linien m it baul ichen Erhaltungsmaßnahmen 

an der U6-Station Josefstädter Straße. In  den Jahren 2016 bis 2021 sol lten d ie 

Arbeiten an den Stationen Währinger Straße, Nußdorfer Straße, Gumpendor­

fer Straße und Burggasse-Stadthal le fortgesetzt werden. 

Von den geschätzten Baukosten für die laufenden Arbeiten an den Stationen der 

U6 in  Höhe von rd. 52 M io. EUR pla nten die Wiener L in ien, i nsgesamt 

rd . 32 Mio. EUR30 aus dem Budget des U-Bahn-Neubaus zu finanzieren .31 

Der RH h ielt kritisch fest, dass die Wiener Linien weiterhin Arbeiten der baul ichen 

E rha ltung auf der Strecke der U6 aus dem - von Bund und Stadt Wien zu jewei ls 

50 % getragenen - Budget des U-Bahn-Neubaus finanzierten, obwohl d iese Lin ie 

i n  einem ersten Tei lstück bere its im  Jahr  1989 bzw. bis F loridsdorf im Jahr  1996 

eröffnet worden war. 

Der RH empfah l  dem BMF, dem BMVIT, der Stadt Wien sowie den Wiener Linien, im 

Rahmen des Lenkungsgremiums (siehe TZ 26)  einen abgestimmten Umfang der 

gegenwärtig aus dem Budget des U-Bahn-Neubaus - im Wege der zwischen Bund 

und Stadt Wien getei lten Kostentragung - mitfinanzierten bau l ichen Erhaltung der 

U-Bahn-Infrastruktu r zu vereinbaren. 

(1 )  Laut Ste l lungnahme des BMVIT werde eine Klärung im Lenkungsgremium um­

gesetzt. Das Ergebnis der im Deta i l  getroffenen Festlegungen werde von den Ver­

hand lungen zwischen Bund und Stadt Wien abhängen.  

29 Ein Joch war in diesem Zusammenhang ein Quertragwerk als technische Konstruktion zur Befestigung von 

Oberleitungen bzw. Fahrleitungen. 

30 Die Arbeiten in Höhe des Differenzbetrags von rd. 20 Mio. EUR, die eine Erneuerung der bereits im Zuge des 

Umbaus der Stadtbahn in  die U-Bahn-Linie U6 in den 1980er-Jahren erfolgten Adaptierungsarbeiten darstell­

ten (z.B. Außenanstrich, Glaserarbeiten), wurden aus dem Investitionsbudget der Wiener Linien bedeckt. 

31 Bis einschließlich 2014 hatten die Wiener Linien für die Linie U6 insgesamt rd. 1,538 Mrd. EUR aus dem 

Budget des U-Bahn-Neubaus verausgabt. 
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(2) Laut Ste l lungnahme des BMF habe es die Weiterverrechnung von Adaptierungs­

arbeiten an der bestehenden Strecke an den Bund bereits mehrfach bea nstandet. 

Das BMF werde sich weiter dafür einsetzen, dass d ie notwend ige Abgrenzung zur 

F inanzierung aus dem Budget des U-Bahn-Neubaus im Lenku ngsgremium behan­

delt bzw. in einem a l lfä l l igen Übereinkommen entsprechend geregelt werde. 

(3) Die Stadt Wien tei lte mit, dass d ie entsprechenden Empfeh lungen des RH im 

Lenkungsgremium eva lu iert würden. 

(4) Die Wiener Linien wiesen auf ihre Ausführungen zu TZ 13 sowie darauf h in, dass 

die getätigten Maßnahmen auch auf der Linie U6 a ls  E rstinvestition ei nzuordnen 

seien, sel bst wenn die Eröffnung der Linie Jahre vorher stattgefunden habe. Es sei 

jedoch bei a l len Ausgaben auf eine strenge Trennung zwischen den dem Bund und 

dem Land Wien verrechenbaren Erstinvestitionen und den von den Wiener Linien 

selbst zu finanzierenden Erha ltungsa ufwendungen sowie Zweit-, Ersatz- bzw. Re­

Investitionen geachtet worden. Die Wiener Lin ien würden sich im Rahmen des Len­

kungsgremiums mit den erforderl ichen Daten und Informationen einbringen und 

sä hen einer Abstimmung im Lenkungsgremium entgegen.  

Der RH entgegnete den Wiener Linien, dass d ie  vorgenommene Definition von Erst­

investitionen - mangels der vom RH empfohlenen Vereinbarung bzw. Rege lung be­

zügl ich Erhaltungsaufwendungen - dazu führte, dass beispielsweise noch 25 Jahre 

nach Eröffnung einer U-Bahn-Linie Erstinvestitionen vorgenommen wurden und 

d iesbezüglich auch kein  Ende in  Form einer zeit l ichen Beschränkung abzusehen 

war. Die dafür nötigen Mittel wären nach Ansicht des RH für die finanzierenden 

Gebietskörperschaften zudem schwer zu ka lkul ieren .  Er  bekräftigte deshalb seine 

Empfehlungen in  TZ 6 sowie in den TZ 13, TZ 14, TZ 15, TZ 16, TZ 17 und TZ 18. 

Investitionen im Bestand 

15.1 (1) Durch die geplante Verlängerung der U1 ab Reumann platz nach Süden im Rah­

men der 4. Ausbauphase und der damit verbundenen Anschaffung weiterer Züge 

ergab sich ein Bedarf an zusätzl ichen Revisionsanlagen.32 Dafür sahen d ie Wiener 

Linien eine Erweiterung des Betriebsbahnhofs Hei l igenstadt ("Wasserleitungs­

wiese") vor. 

Nachdem d iese Anlagen auch von den Zügen der U4 im Bestand mitbenutzt wer­

den sol lten, tei lten die Wiener Linien d iese Kosten anhand eines Sch lüssels wie 

32 Vor a llem vier Grubengleise mit Dachrevisionsständen, davon zwei Grubengleise bei der Endstelle in Ober­

laa, ein Gleis mit Langzughebestand, eine Langzugunterflurdrehbank, ein Probegleis sowie dazugehörige 

Betriebsräume. Die aus dem Budget des U-Bahn-Neubaus bedeckten Gesamtkosten beinhalteten auch 

rd. 25 Mio. EUR, welche die Wiener Linien gegenüber der ÖBB für die Freimachung des Frachtenbahnhofs 

und für Ersatzmaßnahmen an alternativen Standorten zu tragen hatten.  
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folgt auf: rd. 95,7 Mio. EUR für die U 1-Süd aus dem Budget des U-Bahn-Neubaus 

und rd . 17,08 M io.  EUR aus M itteln der Wiener Linien für d ie Linie U4, womit sich 

e in antei l iges Verhältnis von 85:15 ergab.  

(2) Unter anderem durch die Verlängerung der U 1  nach Süden war es fü r die Wie­

ner Linien notwendig, auch die bestehende U1-Strecke technisch zu adaptieren . So 

umfasste das Budget des U-Bahn-Neubaus - das mit den Beiträgen des Bundes 

bzw. der Stadt Wien zu jewei ls 50 % finanziert wurde - u.a. auch folgende Maßnah­

men33 auf der bereits bestehenden Strecke: 

- die Adaption der Heizungsvertei ler in den Stationen Stephansplatz, Taubstum­

mengasse und Reumannplatz, 

- den Tausch der Bestandsverkabel ung, 

die Ertüchtigung der Zugsicherungsa n lagen für ei nen durchgehenden G leis­

wechsel betrieb sowie 

die Errichtung eines neuen, elektron ischen Stel lwerks in der Station Taubstum­

mengasse. 

I nsgesamt ka lkul ierten die Wiener Linien im Rahmen der U 1-Verlängerung nach 

Süden rd . 80 Mio.  EUR für die Adaptierung der Stammstrecke, wovon mit Stand 

Jahresende 2014 rd. 53,78 Mio.  EUR bereits investiert waren .  

Der RH wies kritisch darauf h in, dass die Wiener Linien aus dem - von Bund und 

Stadt Wien zu jewei ls 50 % finanzierten - Budget des U-Bahn-Neubaus auch Ad­

aptionen und Ertüchtigu ngen am Bestandsnetz vornahmen. Nach Ansicht des RH 

wären Arbeiten am bestehenden U-Bahn-Netz, ebenso wie Betriebs- und Erhal­

tungsaufwendungen, durch d ie Wiener Linien zu finanzieren und n icht als von 

Bund und Land Wien mitzufinanzierende I nvestitionsmaßnahmen zu verrechnen. 

Er  verka nnte dabei n icht d ie tei lweise fl ießende Abgrenzung zwischen Erhaltungs­

aufwendungen und den durch den Neubau induzierten I nvestitionen am bestehen­

den U-Ba hn-Netz. 

Der RH empfah l  dem BMF, dem BMVIT, der Stadt Wien sowie den Wiener Linien, im 

Rahmen des Lenkungsgremiums (siehe TZ 26) Rege lungen im Sinne der Kosten­

wahrheit für Adaptionen an der bestehenden Strecke vorzusehen, um sicherzustel-

33 Von den Wiener Linien wurden diese auf den U-Bahn-Neubau angerechneten Maßnahmen u .a .  damit 

begründet, dass die derzeit verbauten ca. 20 Jahre alten Heizungsverteiler nicht mehr dem heutigen Stand 

der Technik entsprechen würden und die Adaptierungen für eine adäquate E inbindung in  ein modernes 

erweitertes Netz unerlässlich seien, um den regeltechnischen Anforderungen auf der zukünftigen U l-$tre­

cke gerecht zu werden.  
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15.3 

15.4 

len, dass n icht sämtliche Ertüchtigungs- und Adaptionskosten aus dem Budget des 

U-Bahn-Neubaus finanziert werden. 

(1)  Das BMVIT, das BMF und die Wiener Linien verwiesen auf ihre Ste l lungnahme 

zu TZ 14. 

(2)  Die Stadt Wien verwies auf ihre Ste l lungnahme in  TZ 1. 

(3) Die Wiener Linien wiesen zudem darauf h in, dass in jenen Bereichen, in denen 

durch eine para l lele Bauausführung eine strikte Trennung nicht mögl ich sei, mit 

Kostenaufte i lungssch lüsseln eine Verrechnung sichergeste l lt  werde, die dem Prin­

z ip unterschiedl icher Finanzierungstöpfe entspreche. M it der Verlä ngerung der Li­

n ie U1 nach Süden seien weitere Abstel l- und Werkstattkapazitäten notwendig 

geworden. Nach einer Ana lyse von Optionen seien dafü r Erweiterungen des beste­

henden Bahnhofs Hei l igenstadt vorgesehen worden.  Diese Maßnahmen seien 

n icht nur wirtschaftl ich günstiger, sondern auch im laufenden Betrieb vortei lhafter 

a ls die Neuerrichtung eines zusätzl ichen Bahnhofs. Die Wiener Linien würden sich 

zudem mit den erforderl ichen Daten und I nformationen ein bringen und sähen ei­

ner Abstimmung im Lenku ngsgremium entgegen.  

Der RH stellte gegenüber den Wiener Linien klar, dass er eben d iese Kostenauftei­

lung im Bereich der Wasserle itungswiese beispiel haft hervorgehoben hatte. Er ver­

bl ieb daher bei seiner Empfehlung, auch in anderen Bereichen, ebenso wie in dem 

angeführten Beispiel der U 1-Verlä ngeru ng, Regelungen im Sinne der Kostenwahr­

heit für Adaptionen an  der bestehenden Strecke vorzusehen. Dies könnte d ie An­

wendung diverser Kostenauftei lungssch l üsse l umfassen, die dem Prinzip unter­

sch iedl icher F inanzieru ngstöpfe entsprechen. 

Geschäftslokale 

16. 1 Die Investitionskosten für einen al lfä l l igen nachträglichen Einbau von Geschäftsloka­

len in U-Bahn-Stationen trugen ausschl ießlich die Mieterinnen und Mieter. Sofern im 

Rahmen der Errichtung neuer U-Bahn-Stationen - sie wurden im Zuge des U-Bahn­

Neubaus mit den Beiträgen des Bundes bzw. der Stadt Wien zu jeweils 50 % finan­

ziert - bereits Geschäftslokale baulich vorgesehen waren, verrechneten die Wiener 

Linien den Mieterinnen und Mietern entsprechende Baukostenbeiträge.34 

Weder dem Bund noch der Stadt Wien lag eine gesamthafte Aufste l l ung der Höhe 

dieser Bau kostenbeiträge vor. Die Wiener Li nien hatten e ine Rückerstattung oder 

34 In der U-Bahnstation "Hausfeldstraße" verrechneten die Wiener Linien die Kosten der Planung und Ausfüh­

rung des Zugangsportals an d ie Mieterinnen und M ieter weiter und nahmen von diesem 10.891,62 EUR ein. 

Die Gestaltung der Innenausstattung des Geschäftslokals nahm die Mieterinnen und Mieter vor. 
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16.2 

16.3 

An rech nung dieser E in nahmen an die investitionsfinanzierenden Gebietskörper­

schaften Bund und Stadt Wien nicht vorgenommen.35 

Der RH h ielt fest, dass im Rahmen der Errichtung neuer U-Bahn-Stationen in den 

Raumprogrammen zum Tei l  Geschäftslokale vorgesehen waren und die Wiener 

Linien den Mieterinnen und Mietern entsprechende Baukostenbeiträge verrechne­

ten. Er kritisierte, dass weder dem Bund noch der Stadt Wien eine gesamthafte 

Aufstel l ung d ieser E innahmen vorlag und dass die Wiener Linien keine Rückerstat­

tung oder Anrechnung vorgenommen hatten, obwohl Bund und Stadt Wien die 

Investitionen zu 50 % finanzierten. 

Der RH empfa h l  dem BMF, dem BMVIT und der Stadt Wien, mit den Wiener Linien 

die E innahmen aus a l lfä l l igen Baukostenbeiträgen gesamthaft zu ermittel n  und 

über die Rückerstattung bzw. Anrechnung d ieser Baukostenbeiträge eine einver­

nehmliche Vorgangsweise zu vereinba ren . 

Das BMVIT verwies auf seine Stel lungnahme zu TZ 14. Das BMF sicherte in seiner 

Stel lungnahme zu, sich im Rahmen des Lenkungsgremiums für eine Rückverrech­

nung einzusetzen .  Die Stadt Wien und die Wiener Linien verwiesen auf ihre Stel­

lungnahme zu TZ 1. 

Verkehrsmuseum 

17.1 

17.2 

Die Wiener Linien errichteten bis zum September 2014 in  der früheren Remise Erd­

berg das IIVerkehrsmuseum" (vormals IIStraßenbahnmuseum") der Wiener Lin ien 

mit einer Sammlung h istorischer Fahrzeuge einschl ießlich der Museumsinfrastruk­

tur mit Themeninseln und interaktiven Stationen. 

Von den Herstel lungskosten des Museums ( insgesamt rd. 2, 10 M io.  EUR) finanzier­

ten die Wiener Li nien rd . 58.000 EUR über das Budget des U-Bahn-Neubaus, das 

Bund bzw. Stadt Wien zu jewei ls 50 % bedeckten .  

Der RH wies kritisch darauf h in, dass die Wiener Linien aus dem - von Bund und 

Stadt Wien zu jeweils 50 % finanzierten - Budget des U-Bahn-Neubaus Tei le  ihres 

Verkehrsmuseums errichtet hatten. 

Der RH empfah l  dem BMF, dem BMVIT und der Stadt Wien, mit den Wiener Linien 

über die Rückerstattung bzw. Anrech nung der für das Verkehrsmuseum verrechne­

ten Kosten eine einvernehml iche Vorgangsweise zu vereinba ren.  

35 Im Unterschied dazu hatten die Wiener Linien Einnahmen aus der Verwertung für den U-Bahn-Bau erwor­

bener, aber letztendl ich nicht benötigter Liegenschaften rückerstattet. 
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17.3 

17.4 

(1) Das BMVIT verwies auf seine Ste l lungnahme zu TZ 14. Das BMF sicherte in  sei­

ner Stel lungnahme zu, sich im Rahmen des Lenkungsgremiums für eine Rückver­

rechnung einzusetzen .  

(2) D ie Stadt Wien und die Wiener Linien verwiesen auf ihre Ste l lungnahmen zu 

TZ 1. Die Wiener Li nien wiesen weiters darauf hin, dass es sich bei dem über das 

U-Bahn-Neuba u-Budget fi nanzierten Betrag fü r das Verkehrsmuseum nicht um 

eine I nvestition in die Errichtung des Museums, sondern um eine Maßnahme 

hand le, die Vorhaben im Wiener U-Bahn-Netz der Öffentl ichkeit an einem geeig­

neten Ort präsentiere. Die Wiener Linien erachteten die Bedeckung der angespro­

chenen Aufwendungen im Sinne ei nes zielgerichteten Marketings aus dem 

U-Bahn-Budget a ls  richtig und zweckmä ßig, wei l  d iese Maßna hmen in  einem un­

mitte lbaren kausalen Zusammenhang mit dem U-Bahn-Neubau und se inem Gelin­

gen stünden. 

Der RH entgegnete den Wiener Linien, dass d ie gena nnten Aufwendungen a ls  In­

vestitionen in den U-Bahn-Neubau verbucht wurden.  Der RH bezweifelte, dass 

Maßnahmen des Marketings für die öffentl ichkeitswirksame Präsentation von Vor­

haben im Wiener U-Bahn-Netz in einem unmittel baren kausalen Zusa mmenhang 

mit dem bautechnischen Vorhaben des U-Bahn-Neubaus standen. 

Umso mehr erachtete er die empfohlene k lare Trennung bzw. Defin ition für die 

mitzufinanzierenden Investitionen im Bereich des Neubaus (u.a.  TZ 13) für zweck­

mäßig. 

Eröffnung von U-Bahn-Stationen 

18.1 Die Wiener Lin ien eröffneten im Zuge der Verlängerung der Linie U2  die Stationen 

"Stadion" im  Mai  2008, ,,Äspernstraße" im Oktober 2010 und "Seestadt" im Okto­

ber 2013. Dabei fielen fü r Eröffnungsfeierl ichkeiten Aufwendungen in folgender 

Höhe an :  

Tabelle 7 :  Eröffnungsfeierlichkeiten 

Stationen/Eröffnung 

Stadion/Mai 2008 

Aspernstraße/Oktober 2010 

Seestadt/Oktober 2013 

Summe 

I in Mio. EUR 

2, 10 

2,14 

1,10 

5,34 

Quelle: Wiener Linien 
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18.2 

18.3 

In den Aufwendungen waren u.a. I nformationsmaterial, Werbeeinschaltungen, Be­

wirtungsspesen und Honorare für Künstlerinnen und Künstler enthalten .  Die Auf­

wendungen für die Eröffnungsfeierl ichkeiten aktivierten die Wiener Linien in  ihren 

Rechenwerken a ls Investitionen fü r die eröffneten Stationen. Somit wurden d iese 

auf einen Zeitraum von 50 Jahren abgeschrieben.  

Die Aufwendungen für diese Eröffnungsfeierl ichkeiten wurden über das Budget des 

U-Bahn-Neubaus finanziert. 

Der RH beanstandete, dass die Aufwendungen für die E röffnungsfeierl ichkeiten 

von U-Bahn-Stationen in den Rechenwerken als I nvestitionen aktiviert und somit 

über einen Zeitraum von 50 Jahren abgeschrieben wurden, obwohl sie dem Grunde 

nach keine I nvestitionen, sondern Aufwendungen des jewei ls laufenden Jahres dar­

stel lten.  

Der RH kritis ierte zudem, dass d ie Wiener L in ien aus dem - von Bund und 

Stadt Wien zu jewei ls 50 % finanzierten - Budget des U-Bahn-Neubaus Eröff­

nungsfeierl ichkeiten ( ink l .  u .a . Informationsmateria l )  i n  Höhe von rd . 5,34 M io.  EUR 

finanzierten .  Der RH bemängelte d ie feh lende vertiefte Kontrol le durch Bund sowie 

Stadt Wien (siehe TZ 24 ff. ) und vertrat die Auffassung, dass Aufwendungen für 

Eröffnungsfeierl ichkeiten - gerade in  derartiger Höhe - nicht ohne Rücksprache mit 

dem Bund und der Stadt Wien an diese weiterverrechnet werden sol lten .  

Der RH empfah l  dem BMF, dem BMVIT, der Stadt Wien sowie den Wiener Linien, im 

Rahmen des Len kungsgremiums (siehe TZ 26) ein E invernehmen über die Vor­

gangsweise bezüglich der Kostentragung für d iese Eröffnungsfeierl ichkeiten herzu­

stel len.  

(1)  Laut Ste l lungnahme des BMF wol le es sich dafür einsetzen, die strittigen Punkte 

im Lenku ngsgremium zu behandeln und Verfahren zur Rückabwicklung zu verein­

baren. Betreffend Eröffnungsfeierl ichkeiten werde es sich im Rahmen des Len­

kungsgremiums für eine Rückverrechnung einsetzen .  

(2)  D ie  Stadt Wien tei lte i n  ihrer Ste l lungnahme mit, die entsprechenden Em pfeh­

lungen des RH im Lenkungsgremium eva lu ieren zu wol len.  

(3)  Laut Ste l lungnahme der Wiener Linien seien Kosten für Feierl ichkeiten und I n­

formationsmaßnahmen aus Marketingsicht für die Generierung der Nachfrage in  

der Bevölkerung unerlässl ich und wichtiger Besta ndteil der I nvestitionen. E ine 

möglichst umfassende I nformation der Bevölkerung - nicht nur  über das neue An­

gebot an sich, sondern auch über Änderungen im Bus- und Straßenbahn-Netz, d ie 

s ich durch U-Bahn-Ausbauten ergeben würden - sei  sehr wichtig. So seien z .B. im 
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18.4 

Fahrzeuge 

Jahr  2010 und ähn l ich im Jahr  2013 Folder zum neuen öffentl ichen Verkehrsnetz in 

der Donaustadt produziert worden und Tei l  der 5,34 Mio.  EUR gewesen .  Diese 

Ma ßnahmen würden die Inanspruchnahme der Wiener Linien beschleunigen und 

stünden in  unmittelbarem Zusammenhang mit der I nvestition. Die Eröffnungsfeier­

l ichkeiten würden künftig - wie vom RH empfohlen - nicht mehr a ls  Investitionen, 

sondern a ls Aufwendungen des laufenden Jahres verbucht. 

Der RH erwiderte den Wiener L in ien, dass in konsequenter Umsetzung ihrer Sicht­

weise nahezu jede Marketingmaßnahme für eine Erneuerung bei der U-Bahn aus 

dem Investitionsbudget des U-Bahn-Neubaus finanziert werden müsste und eine 

- der Transparenz der Gebarung förderl iche - Trenn ung zwischen Bau und Betrieb 

konterkarieren würde.  Er erinnerte zudem daran, dass i n  den genannten Beträgen 

neben ein igen Aufwendungen für I nformationsmaterial zu großen Te i len auch Be­

wirtungsspesen und Honorare für Künstler entha lten waren.  

Der RH begrüßte die Zusage der Wiener L in ien, derartige Aufwendungen künftig 

n icht mehr a ls I nvestitionen zu aktivieren.  

Fahrzeugbedarf und Intervalle 

19.1 (1)  M it Bundesgesetz36 vom 30. Oktober 1970 hatte der Bund der Stadt Wien einen 

zweckgebundenen Zuschuss u.a. auch für die Anschaffung von 100 Doppeltriebwa­

gen gewährt. 

In  der Vereinba rung gemäß Art. 15a B-VG des Jahres 1979 bzw. fü r die folgenden 

Ausbau phasen der U-Bahn hatten sich die Vertragspartner Bund und Land Wien 

verpflichtet, zu den I nvestitionen "einschl ießl ich des Fa hrpa rks" einen Kostenbei­

trag zu leisten .  E ine Defin ition des " Fahrparks" feh lte.37 

(2) I n  der Praxis wurden Fahrzeuge, die eine "Erstausstattung" darste l lten, m it den 

Beiträgen des Bundes bzw. der Stadt Wien zu jewei ls 50 % finanziert .  Der Begriff 

"Erstausstattung" oder eine Differenzierung zwischen erstmal iger Anschaffung und 

erweiterungsbedi ngter Neuanschaffu ng fand sich i n keiner der Vereinba rungen.  

Auch den für  d ie  jewei l ige Verlängerung bzw. den Ausbau des U-Ba hn-Netzes tat­

sächl ich erforderl ichen Fahrzeugbedarf vereinbarten d ie Vertragspartner ebenso 

wenig wie die Interva l ld ichte. 

36 Gestützt auf § 12 Abs. 2 F-VG 1948 gewährte der Bund einen zweckgebundenen Zuschuss von 2,40 Mrd. ATS 

zur Förderung der Errichtung eines innerstädtischen U-Bahn-Netzes. 

37 In den privatrechtlichen Übereinkommen wurde diese Wortfolge wiederholt, ohne dass Erläuterungen zur 

Dimension des Fahrparks vorgenommen wurden. 
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(3)  Die Wiener Linien pla nten fü r die Verlängerungen der U2  von der Aspernstraße 

in die Seestadt einen Fahrzeugbedarf von vier Zügen. Für eine Interva l lverdichtung 

auf der gesamten Strecke von vier bis fü nf auf zwei bis drei Minuten planten sie vier 

weitere Züge ein. H i nzu kamen zwei Reservezüge. Diese zehn zusätzl ichen Züge 

bestel lten die Wiener Linien bis zum Jahr  2011.  Die d iesbezüglichen Mengenbe­

rechnungen waren für den RH nachvollz iehbar. 

Die U-Bahn-Lin ie U2  bis zur Station Seestadt wurde im Oktober 2013 eröffnet. 

Aufgrund der geringen Besiedelung füh rten d ie  Wiener L in ien d ie  U-Bahn-Lin ie 

a l lerd i ngs m it weita us größeren I nterva l len auf der  Te i l strecke in  d ie Seestadt38 

a l s  gep lant; e in  Betrieb mit den u rsprüngl ich veranschlagten zwei bis d rei  M i nu­

ten bis zur  Seestadt wa r zur Zeit der Gebaru ngsüberprüfung noch n icht abseh­

bar. 

Für die Verlängerung der Ul  nach Süden, deren Eröffnung im Jahr  2017 geplant 

war, rechneten die Wiener Linien mit sechs zusätz l ichen Zügen.  Auch hier erfolgte 

die Beste l lung von fünf Zügen bereits bis zum Jahr  2011 .  Diese Züge waren zur Zeit 

der Gebaru ngsüberprüfu ng zum Tei l  bereits gel iefert und auf anderen Linien im 

E insatz.39 

Der RH kritisierte, dass der Bund und das Land Wien in den Vereinbarungen zum 

Wiener U-Bahn-Bau keine Definitionen der erforderl ichen U-Bahn-Züge und Be­

triebsinterval le bzw. der Differenzierung zwischen erstmal iger Anschaffu ng und er­

weiteru ngsbedingter Neuanschaffung von U-Bahn-Wagen vere inbart hatten. Der 

RH verwies auf das Zweckzuschussgesetz aus dem Jahre 1970, in dem die Anzah l  

der  zu  bezuschussenden Doppeltriebwagen definiert worden war. 

Der RH kritisierte zudem, dass die Wiener Linien im  Rahmen der 4. Ausbauphase 

U-Ba hn-Züge, die mit Beiträgen des Bundes bzw. der Stadt Wien zu jewei ls SO % 

finanziert wurden, auf Basis ei nes Betriebsinterva l ls bestel lten, das mit den finan­

zierenden Gebietskörperschaften weder vertragl ich vereinbart noch für einen ab­

sehbaren Zeitraum betriebl ich erforderl ich war, was somit einen Kauf auf Vorrat 

bedeutete. 

Der RH empfah l  da her dem BMF, dem BMVIT und der Stadt Wien, für den Fa l l  e iner 

E in igung der Gebietskörperschaften über die Kostentragung weiterer Ausbaupha-

38 Interval le morgens und nachmittags: 7 Y, Minuten, in der Nacht: 15 Minuten, d ie restliche Zeit: 10 Minuten 

(siehe auch Bericht des RH "Erschließung Seestadt Aspern", Reihe Wien 2015/2) 

39 Für einen U-Bahn-Wagen des Typs V (ohne Fahrerstand) veranschlagten die Wien er Linien rd. 1,24 Mio. EUR. 
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19.3 

19.4 

Fahrzeugreserven 

20.1 

sen der Wiener U-Bahn den Fah rzeugbedarf und die I nterva l le der Zugfolgen in  

den  Ü bere inkommen zu rege ln .  

(1)  Die Stadt Wien verwies auf ihre Ste l lungnahme zu TZ 1.  

(2)  Die Wiener L in ien teilten in ihrer Ste l lungnahme mit, dass d ie Vorlaufzeit für d ie 

I nterva l lp lanung und d ie Fah rzeugbeschaffung rund acht Jahre betrage. I n  e inem 

solchen Zeitraum wären planerische Unsicherheiten entha lten, die Auswirku ngen 

auf das tatsächl iche, betrieblich erforderl iche I nterva l l  hätten.  

Der Beschaffungsprozess, der auf den Bezug von betriebsbereiten Fahrzeugen ab­

ziele, sei kom plex und langwierig. Um bei Inbetriebnahme der einzelnen Strecken­

abschn itte die erforderl iche Anzah l  an Zügen in vollem Umfang zur Verfügu ng zu 

haben, müsse der Abruf der Wagen vor a l lem aufgrund der begrenzten Produkti­

onskapazitäten der Herste l ler schon vor Fertigstel l ung der neuen Streckenab­

schn itte erfolgen.  Die Beste l lung und Beschaffung von Fahrzeugen aus ei ner konti­

nuierl ichen Serienproduktion weise gegenüber e iner oftmal igen Beschaffung 

kleinerer Serien wirtschaftliche Vortei le auf. 

Die geplanten I nvestitionssummen bezüglich des Wagenbauprogramms, das im  

Rahmen des U-Bahn-Neubaus umzusetzen war, seien den Vertragspartnern von 

den Wiener Linien jewei ls vor der Beschaffung kommuniziert worden. Die Wiener 

Linien sicherten jedoch zu, den Vertragspartnern zur Entscheidungsfindung, zur 

P lanung und zum Abschluss von Übereinkommen weiterer Vorhaben sowie für de­

ren inhalt l iche Ausgesta ltung der Abwicklung zweckdienl iche Daten und I nformati­

onen zur Verfügung zu stel len.  

Der RH anerkan nte die Komplexität der Beschaffungsvorgänge in  Zusammenhang 

mit dem Wagenbau und der Ausl ieferung. Gerade deswegen wäre es nach Ansicht 

des RH zweckmä ßig, d ie Anzah l  der zu beschaffenden Wagen und somit der ge­

wünschten Bedienungsqua l ität im Rahmen der jewei l igen Vere inbarungen mit den 

Vertragspartnern festzu legen.  Er bekräftigte desha lb seine Empfeh lung. 

(1) Die Wiener Linien ka lku l ierten für den Fahrzeugbedarf an U-Bahn-Zügen, d ie 

sie aufgrund ihrer Bedarfsermitt lung bestellten und die mit Beiträgen des Bundes 

bzw. der Stadt Wien zu jewei ls 50 % finanziert wurden, zusätzl ich eine Reserve von 

25 % der Wagen.  Diesbezügl iche Normen oder Benchmarks lagen nicht vor, ebenso 

wenig war d ie Größenordnung der Reserve in den Übere inkommen vere inbart. 
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(2) Die Gesamtreserve der U-Bahn-Züge setzte sich aus den n icht in Betrieb be­

findl ichen Wagen zusammen und ergab sich aus einer a l lgemeinen Reserve, den 

Fahrzeugen in Revision, den Fahrzeugen bei Repa raturen, den abgestel lten Fahr­

zeugen, den Fahrzeugen mit Materialmangel und den Fahrzeugen in der Haupt­

werkstätte . 40 

Die entsprechende Betriebsstatistik der Wiener Li nien zeigte zwischen 2007 und 

2014 eine le icht abnehmende Tendenz d ieser Gesamtreserve. Aufgrund der E rfah­

rungswerte aus der Betriebsstatistik bzw. beschleun igter Reparaturen verfolgten 

die Wiener Linien das Ziel, bis zum Jahr  2017 eine Gesamtreserve von 17 % der 

Wagen zu erreichen . 

In der Gesamtreserve waren auch neu h inzugekommene, aber noch nicht im Ein­

satz befind l iche Wagen enthalten, sodass weder die 25 %-Reserve noch die ange­

strebte 17 %-Reserve schlüssig nachvol lzogen werden konnte . . 

(3) Weitere U-Bahn-Züge, d ie darüber h inaus a ls Betriebsreserve dienten41, waren 

in  d ieser Gesa mtreserve nicht enthalten. Zudem wurden von den zwischen 2009 

und 2014 aus dem Anlagevermögen der Wiener Linien abgegangenen 13 U-Bahn­

Zügen bis 2014 ledigl ich neun ersetzt. 

Der RH bemä ngelte, dass der Bund und das Land Wien in den Vereinbarungen und 

Ü bereinkommen zum Wiener U-Bahn-Bau keine Defin itionen der erforderl ichen 

Reserven an U-Bahn-Wagen vere inbart hatten. Vor dem Hintergrund, dass jene 

U-Ba hn-Züge, die a ls Betriebsreserve dienten, in  der Gesamtreserve nicht enthal­

ten waren und die Wiener Linien von 13 zwischen 2009 und 2014 aus dem Anlage­

vermögen abgegangenen U-Bahn-Zügen bis 2014 ledigl ich neun ersetzt hatten, 

erachtete der RH die bisherige Reservehaltung von 25 % der U-Bahn-Wagen als 

großzügig. 

Er anerkannte die Bestrebungen der Wiener Linien, mit einer Reserve von 17 % der 

U-Bahn-Wagen das Auslangen zu finden. Er empfah l  den Wiener Linien diesbezüg­

l ich, die interne Betriebsstatistik fü r U-Ba hn-Fahrzeuge derart zu führen, dass der 

angestrebte Zielwert von 17 % der Reserve sch lüssig kontro l l iert werden kann .  

Der  RH erachtete es  a ls  wesentl ich, dass e ine  Abgrenzung zwischen neu  zu beschaf­

fenden U-Bahn-Fahrzeugen (z .B .  aufgrund von Streckenverlängeru ngen oder Neu­

bauten) gegenüber betriebl ich zu beschaffenden Fahrzeugen für den notwendigen 

Ersatz des bestehenden Fuh rparks klar erkennbar war, um das Mengengerüst für 

die 50:5Q-Finanzierung durch Bund und Stadt Wien eindeutig festzulegen.  

40 z .B. bei umfassenderen Reparaturen bzw. Überholungen 

41 in der Regel ein bis zwei Züge pro Linie 
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20.3 

Nachrüstungen 

21.1  

Der RH empfah l  da her dem BMF, dem BMVIT und der Stadt Wien, für  den Fa l l  einer 

E in igung der Gebietskörperschaften über die Kostentragung weiterer Ausbaupha­

sen der Wiener U-Bahn a l lfä l l ig zu beschaffende Fahrzeugreserven vertraglich zu 

vereinbaren. 

(1) Die Stadt Wien verwies auf ihre Stel lungnahme zu TZ 1. 

(2) Die Wiener Li nien verwiesen auf ihre Ste l lungnahme zu TZ 19; die Fah rzeugre­

serve werde vom Auslauf berechnet. Auf den Linien U l  bis U4 werde jewei ls ein 

Zug a ls Betriebsreserve dem Auslauf (Anzah l a l ler Züge, die für den Betrieb vorge­

sehen s ind) zugerechnet, um bei einem etwaigen Fahrzeuggebrechen oder als Er­

satzfahrzeug unverzüglich auf die Linie gehen zu kön nen. Die Wiener Linien sicher­

ten zu, den Vertragspartnern zur Entscheidu ngsfindung, zur P lan ung und zum 

Abschluss von Ü bereinkommen weiterer Vorhaben sowie für deren inhaltl iche Aus­

gesta ltung der Abwicklung zweckdienl iche Daten und Informationen zur Verfügung 

zu stel len.  Der Empfehlung zur Da rstel l ung der Fahrzeugreserve werde nachgekom­

men. Die interne Statistik werde ergänzt. Mit der U l-Verlängerung im Jahr  2017 

werde der Zielwert der Fahrzeugreserve in Höhe von 17 % angestrebt. 

(1 )  Im Jun i  2008 finanzierten die Wiener Li nien den nachträgl ichen E inbau einer 

Videoüberwachung im U-Bahn-Betrieb der Züge der Li nie U6 mit rd . 521 .000 EUR 

aus  dem von Bund und Stadt Wien zu je 50  % finanzierten Budget des U-Bahn­

Neubaus. Die Wiener Linien begründeten dies u .a .  damit, dass - nachdem die E rst­

anschaffung der Fah rzeuge der Linie U6 über den Bahn-Neubau bedeckt worden 

war - nunmehr auch die Fahrzeugkomponente Videoü berwachung aus dem 

U-Bahn-Neubau zu bedecken wäre. 

(2) Die Wiener Linien finanzierten u.a auch die Entwicklung und Projektierung ei nes 

Geräts zur Zugverbandssimulation auf der U6 mit rd . 269.000 EUR im Jahr 2009 aus 

dem von Bund und Stadt Wien getragenen Budget des U-Bahn-Neubaus. Sie be­

gründeten d ies ebenfal ls  u .a .  damit, dass - nachdem bereits die Erstanschaffung 

der Fahrzeuge über den U-Bahn-Neubau bedeckt worden war - nunmehr auch 

das Gerät für die S imulation des Verbandsbetriebs aus dem U-Bahn-Neubau zu 

bedecken wäre.42 

(3) Aus einer Umbuchungsliste der Wiener Linien entnahm der RH, dass d iese in 

den Jahren von ca . 1986 bis zur Zeit der Gebaru ngsüberprüfung u.a .  die weiteren, 

folgenden Maßnahmen aus dem Budget des U-Ba hn-Neubaus, das mit Beiträgen 

des Bundes bzw. der Stadt Wien zu jewei ls  50 % bedeckt war, fi nanzierten :  

42 Bauart ("Typ TU) für die Verlängerung der Linie U6 
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21.2 

21.3 

- Adaptierung auf M ischbetrieb, 

- Angleichung und Nachrüstung von Prototypen, 

- Zusatze inbauten, Nachrüstungen, 

- Kupplungstausche, 

- Nachinvestitionen und Angleichungsarbeiten, 

- Speichererweiterungen, 

- Nachrüstung von Kl imaanlage und Motorkühler, 

- Nachrüstung von Baugruppen ohne Zuordn ung sowie 

- diverse Um- und E inbauten. 

I nsgesamt beliefen sich die aktivierten Kosten dafür auf rd . 16,87 M io.  EUR.  

Der RH kritisierte, dass die Wiener L in ien aus dem - von Bund und Stadt Wien zu 

jeweils 50 % finanzierten - Budget des U-Bahn-Neubaus u .a .  auch Ausgaben für 

S imulationen des Verbandsbetriebs bereits bestehender U-Bahn-Linien und den 

nachträgl i chen E inbau von Videoüberwachungen finanzierten. 

Der RH kritisierte weiters, dass tei lweise noch Jahrzehnte nach der Erstanschaffung 

von U-Bahn-Fah rzeugen wesentl iche Maßnahmen, die der Adaptierung, Moderni­

sierung und I nstandhaltung bzw. Sanierung des Fah rparkmaterials d ienten, aus 

dem Budget des U-Ba hn-Neubaus finanziert wurden, d ies zwischen 1986 und 

2014 im Ausmaß von rd. 16,87 M io. EUR.  

Der RH empfah l  daher dem BMF, dem BMVIT und der Stadt Wien, für  den Fa l l  e iner 

E in igung der Gebietskörperschaften über die Kostentragung weiterer Ausbaupha­

sen der Wiener U-Ba hn bezüglich der Fahrzeuge eine Differenzierung in  zu finan­

zierende Neuanschaffungen sowie Adaptierungs- und Modernisierungsinvestitio­

nen vorzunehmen und eine zeit l iche Lim itierung der phasenbezogenen Zuordnung 

der - aus derartigen Nach rüstungen erwachsenden - Kosten zu vereinbaren . 

(1)  Die Stadt Wien verwies auf i hre Ste l lungnahme zu TZ 1. 

(2) Die Wiener Linien teilten in ihrer Ste l lungnahme mit, dass durch die laufenden 

Erweiterungen des U-Ba hn-Netzes auch Erweiterungen und Angleichungen des 
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21.4 

Kontrolle 

bestehenden Wagenparks vorzunehmen gewesen seien, um u.a .  die weitere E in­

satzfäh igkeit und Betriebsführung m it dem bestehenden Rol lmaterial auf gleichem 

Niveau mit den neuen Fahrzeugen zu gewährleisten. Entsprechend dem Kausa l i­

tätsprinzip seien diese Arbeiten gegenüber dem Bund zur Verrechnung ge langt. 

Es sei auch in diesem Bereich streng darauf geachtet worden, dass es sich um Erst­

investitionen hand le, d .h .  dass im Gegensatz dazu a l le  I nstandsetzungs- und Erhal­

tungsmaßnahmen sowie Reinvestitionen in  den Wagenpark a l le in aus dem Budget 

der Wiener Li nien getragen würden. So sei z .B. d ie Umste l lung des Wagenparks der 

U6-Sta mmstrecke (mit Bundesmitte ln  angeschafft) auf N iederflu rwagen konse­

quenterweise ohne Bundesmittel vorgenommen worden (Zweit- bzw. Re-I nvesti­

tion) .  

Der RH verwies die Wiener Linien dara uf, dass - im Gegensatz zu den genannten 

Beispielen - auf der U6 in den Jahren 1986 bis zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 

Ausgaben fü r S imulationen des Verbandsbetriebs, für den E inbau von Videoüber­

wachungen sowie für Ma ßnahmen der Adaptieru ng, Modernisierung und Instand­

haltung aus dem von Bund und Stadt Wien zu jeweils 50 % finanzierten Budget des 

U-Ba hn-Neubaus bedeckt worden waren. Diese Vorgangsweisen seien weder klar 

defin iert noch so vereinba rt worden. 

Umso mehr erachtete der RH d ie klare Trennung bzw. Definition für die mitzufinan­

zierenden I nvestitionen im Bereich des U-Bahn-Neubaus (u .a .  TZ 13) sowie eine 

zeitl iche Limitierung für zweckmäßig. 

Kontrollorganisation 

22.1 Die Wiener Linien erstel lten zwischen 2007 und 2014 jährl ich eine aktual is ierte 

Kostenschätzung ( I nvestitionsp lan)  der vertragsgegenständ l ichen U-Bahn-Pro­

jekte. Aus d iesen auch an BMF, BMVIT und Stadt Wien übermittelten I nvestitions­

plänen ging hervor, welche Finanzmittel für d ie jewei l ige Ausbauphase auf Basis 

von Schätzkosten erforderl ich wa ren .  

Der RH wertete fü r die Jahre 2007 b is  2014 e ine Aufstel lung der Aufwa ndsposten 

und Belege im Zusammenhang mit dem U-Bahn-Bau aus. Die Wiener Linien ver­

buchten d ie I nvestitionen für den U-Bahn-Bau einheitl ich als Anlagevermögen. Die 

den I nvestitionen zugrunde l iegenden Belege und die damit verbundenen Beschaf­

fungen bzw. Vergaben wa ren dabei nachvol lz iehbar mit den Zah lungen verknüpft. 
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22.2 

23.1 

23.2 

Die Summe dieser I nvestitionen stel lte den jährl ichen Rechnungsabschl uss zum 

U-Bahn-Neubau dar, der an BMF, BMVIT und Stadt Wien übermittelt wurde. 

Die Anzah l  der i n  Betrieb befind lichen U-Bahn-Züge - nach Zugängen und Abgän­

gen im Anlagevermögen - sti mmte mit der von den Wiener Linien geführten Statis­

tik der Fa hrzeuge bzw. den jährl ich erstel lten Lageberichten - mit geringfügigen 

Abweichungen im Jahr  2010 - überein.43 

Der RH hielt positiv fest, dass die Organ isation der Buchungen ebenso wie die sich 

daraus ergebenden Rechnungsa bsch l üsse zum U-Bahn-Neubau schlüssig und 

rech nerisch nachvol lziehbar waren.  

Die Buchungs- und Belegorgan isation wäre nach Ansicht des RH ein taugl iches In­

strument für eine systematische, inha lt l iche Kontrol le der Mittelverwendung (siehe 

Empfeh lungen in  TZ 25) durch die Gebietskörperschaften .  

( 1) D ie Wiener Linien erstel lten regelmäßig Berichte über den Baufortsch ritt bzw. 

über den Stand des U-Bahn-Baus ebenso wie ziffernmäßige Quartalsberichte ( F i­

nanzberichte) .  

Das BMF hatte in  e iner Stel lungnahme gegenüber dem RH44 im Jahr 2011 festge­

halten, die entsprechenden Berichte nicht nur  dem BMF, sondern auch dem BMVIT 

zu übermitteln .  Das BMVIT hatte diesbezüglich ergänzt, dass es die Berichte h in­

sichtl ich der darin enthaltenen Aussagen auswerte. 

(2)  Die Wiener Linien erstel lten den letzten Bericht über den Baufortsch ritt im 

2. Quartal 2013 und den letzten Finanzbericht im 2. Quartal 2012. G ründe für das 

Unterbleiben nachfolgender Berichte waren n icht erkennbar. Entsprechende Rück­

fragen von BMVIT und BMF an die Wiener Linien waren nicht dokumentiert. Die 

verfügbaren Baufortschritts- bzw. Fina nzberichte der Wiener Linien lagen im 

BMVIT und BMF n icht vol lständig vor.45 

Der RH kritis ierte die l ückenhafte Berichtsdokumentation des BMF und BMVIT, i ns­

besondere vor dem Hintergrund der im Zusammenhang mit der Gebarungsüber-

43 Ein U-Bahn-Wagen war bereits im Jahr 2006 aus dem Stand genommen worden, weil er nicht mehr zur 

Personen beförderung sondern als Ersatzteilspender verwendet wurde. Er wurde jedoch tatsächl ich erst 

2010 aus dem Anlagevermögen ausgeschieden. Ein weiterer U-Bahn-Wagen wurde als Museumsfahrzeug 

verwendet und daher nicht aus dem Anlagevermögen, aber aus der Statistik der Fahrzeuge ausgeschieden. 

44 im Bericht des RH, "Wiener Linien - 3. Ausbauphase U1 und U2; Fol low-up-Überprüfung", Reihe 

Bund 2012/1 

45 Dem Aktensystem des BMVIT war lediglich ein Quartalsbericht zum 4. Quartal 2010 zu entnehmen. Dem 

Aktensystem des BMF waren vier derartige Quartalsberichte sowie ein ziffernmäßiger Quartalsbericht des 

1. Quartals 2010 zu entnehmen. 

III-335 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)56 von 71

www.parlament.gv.at



Bericht es Rechnungshofes R 
-

U-Bahn i n  Wien - Ausbaupakete H 

23.3 

23.4 

prüfung aus 2011 abgegebenen Ste l lungnahme des BMVIT betreffend eine regel­

mäßige Auswertung der Berichte. 

Der RH empfahl  dem BMF, dem BMVIT, der Stadt Wien sowie den Wiener Linien, im 

Rahmen des Lenkungsgremiums (siehe TZ 26) den tatsächl ichen Bedarf an Berichten 

und den Modus eines regelmäßigen und für eine wirksame Kontrol le tauglichen Be­

richtswesens zum Wiener U-Bahn-Bau abzuklären und dies schriftl ich festzulegen. 

Das BMVIT verwies auf seine Ste l lungnahme zu TZ 14. 

Laut Ste l lungnahme des BMF sei die Bemängelung der lückenhaften Berichtsdoku­

mentation aus seiner Sicht insoweit n icht nachvol lz iehbar, als sowohl Quartals- als  

auch Jahresabrechnungen auf ihre rechnerische Richtigkeit genau geprüft worden 

se ien. E ine systematische inhalt l iche Kontrol le auf Belegbasis könne jedoch n icht 

die Aufgabe des BMF sein .  

D i e  Stadt Wien und  d i e  Wiener L in ien verwiesen auf ihre Ausführungen zu TZ l .  

Der RH ste l lte gegenüber dem BMF k lar, dass er keine Belegprüfung empfohlen 

hatte. Er wies auf seine Prüfungsfeststel lungen zu TZ 24 und die Verantwortung des 

BMVIT für eine systematische inha ltl iche admin istrative MitteIverwendungskont­

rol le h in .  Dies wäre in den Verhandlungen zu einem weiteren U-Bahn-Ausbau zwi­

schen Bund und Stadt Wien jedenfal ls  in geeigneter Weise festzulegen. E inen Über­

bl ick über den Abwicklungsstand einer Vereinbarung sol lte sich jedenfa l ls  auch das 

BMF sichern. 

Kontrollmaßnahmen 

Vertragliche Grundlagen 

24.1 (1 )  Schon auf Basis der bu ndes-verfassungsrechtl ichen Grundlagen für das staats­

wirtschaftliche Handeln hatte der Bund seine Mittelverwendung und -aufbri ngung 

und somit auch se ine Zuschuss- und Fördertätigkeit nach den Grundsätzen der 

Rechtmäßigkeit, Sparsam keit, Wirtschaftl ichkeit und Zweckmäßigkeit auszurichten 

sowie die Folgen derartiger Handlungen und Maßnahmen zu eva lu ieren.46 

Bereits m it Bundesgesetz vom 30. Oktober 1970 hatte der Bund der Stadt Wien, 

gestützt auf § 12 Abs. 2 F-VG 1948, einen zweckgebundenen Zuschuss von 

46 Art. 126b Abs. 5 B-VG sowie § 6 BHG 2013 
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24.2 

2,4 Mrd. ATS zur Förderung der Errichtung eines innerstädtischen U-Bahn-Netzes 

gewährt (1 .  Ausbauphase der Wiener U-Bahn) .47 

Die Leistung des Bundes bezüglich des U-Bahn-Baus war dabei an den ausdrückl i­

chen Vorbehalt geknüpft, dass weder aus dem Titel der Preissteigerung noch aus 

dem der Projektänderung weitere Ansprüche gegen den Bund geltend gemacht 

werden konnten .  

Der Bund behielt sich gemäß § 13 F-VG 1948 das Recht vor, die E inhaltung der im 

Gesetz vorgegebenen Bedingungen, insbesondere die widmungsgemäße Verwen­

dung der gewährten Bundesmittel, zu kontrol l ieren .48 

(2) Der Bund verzichtete jedoch in der Folge darauf, Mechanismen für die Kontrol le 

der Verwendung seines Beitrags an die Stadt Wien zum U-Bahn-Bau vorzusehen. 

Die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG sah keine Bezugnahme auf § 13 F-VG 1948 

vor. 

I n  weiterer Folge wurden die Finanzzuweisungen des Bundes an die Stadt Wien 

privatrechtl ich und ohne gesetzl iche Rege lung vereinbart (siehe TZ 3 und TZ 4) .  Alle 

privatrechtl ichen Ü bereinkommen zur Wiener U-Bahn-Finanzierung seit 1979 bis 

zum Side Letter aus dem Jahr  2015 sahen dabei keine Bed ingungen für eine zumin­

dest mögl iche Prüfung der Mittelverwendung vor. 

Die Ü bere inkommen enth ielten auch keine Regelungen darüber, wie und unter 

welchen Rahmenbedingu ngen (z .B. Verzugszinsen) a l lenfa l l s  zu Unrecht bezogene 

Beitragsleistungen zurückgefordert werden könnten. 

Der RH kritis ierte, dass der Bund und das Land Wien in  den privatrechtl ichen Über­

e inkommen zur Wiener U-Bahn-Finanzierung seit 1979 bis zum Side Letter aus 

2015 ke ine Bed ingungen vorgesehen hatten, die mit der Zuschussleistung zum ver­

folgten Zweck des U-Bahn-Baus verknüpft wa ren .  Ebenso wenig bestanden Rege­

lungen darüber, wie eine Prüfung der Mittelverwendung im Rahmen der admin ist­

rativen Abwicklung der Beitragsle istung durch den Bund stattzufi nden hätte, 

obwohl eine solche aufgrund der Bundesverfassung und des BHG geboten wäre. 

47 Derartige Zuschüsse waren durch Gesetze näher zu regeln; d ie Gewährung von Bedarfszuweisungen und 

von Zweckzuschüssen konnte an Bedingungen geknüpft werden, die dem Haushaltsgleichgewicht der emp­

fangenden Gebietskörperschaft oder dem mit dem Zuschuss verfolgten Zweck dienen. Die gewährende 

Gebietskörperschaft konnte sich das Recht vorbehalten, die Einhaltung dieser Bedingungen durch ihre Or­

gane wahrnehmen zu lassen (§ 13 F-VG 1948). 

48 Regelungen für den Fall, dass eine nicht widmungsgemäße Verwendung einen Anspruch auf Rückforderung 

von gewährten Mitteln begründen würde, waren in der damal igen bundesgesetzlichen Regelung (Bundes­

gesetz vom 30. Oktober 1970) n icht vorgesehen. 
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24.4 

Der RH kritisierte ferner, dass die Vereinbarungen bis zur Zeit der Gebarungsüber­

prüfu ng keine Regelu ngen darüber enth ielten, wie und unter welchen Bedingun­

gen a l lenfa l l s  zu Unrecht bezogene Leistungen zurückgefordert werden konnten. 

Der RH empfah l  da her dem BMVIT, im E invernehmen mit dem BMF und der Stadt 

Wien für den Fa l l  einer E in igung der Gebietskörperschaften über die Kostentragung 

weiterer Ausbauphasen der Wiener U-Bahn eine Prüfung der Mittelverwendung 

auf der Grundlage einer Beschreibung der tatsächl ich geförderten Leistungen zu 

vereinba ren sowie eine Regelung für die Rückforderung a l lenfa l l s  zu Unrecht bezo­

gener Beitragsleistungen vorzusehen. 

( 1 ) Das BMVIT sicherte in  seiner Ste l lungnahme zu, die Empfeh lungen im Rahmen 

eines Zweckzuschussgesetzes oder einer Vereinbarung gemäß Arti kel iSa B-VG 

umzusetzen .  

(2) Das BMF tei lte in seiner Ste l lungnahme mit, dass die systematische inha lt l iche 

Kontrol le aus seiner Sicht n icht in seine Zuständ igkeit fa l le. Die genaue Festlegung 

zu den Kontrol lfunktionen wäre in  einer neuen Rechtsgrundlage vorzusehen, 

ebenso wie e ine Regelung für die Rückforderung a l lenfa l ls zu Unrecht bezogener 

Beitragsleistungen. 

(3)  Die Stadt Wien und d ie Wiener Li nien verwiesen ihrerseits auf ihre Ste l lungnah­

men zu TZ 1.  

Der RH hie lt  gegenüber dem BMVIT und dem BMF fest, dass d ie inhalt l iche Kont­

rol le  der Mittelverwendung für den U-Bahn-Ausbau in die Verantwortung des 

fachl ich zuständ igen Bundesministeriums BMVIT fie l .  Er  ste l lte zudem klar, dass für 

die Schaffung einer verfassungskonformen Rechtsgrund lage fü r die admin istrative 

Mittelverwendungskontrol le beim U-Bahn-Ausbau ke ine Wah lfrei heit bestand, 

sondern d iese jedenfa l ls zu erfolgen hätte, ungeachtet dessen, ob einem Bundes­

gesetz e ine Art. 1Sa-B-VG-Vereinbarung vorgescha ltet würde oder n icht. 

Kontrolle der Mittelverwendung 

25.1 (1)  Die Kontrol len des BMF bezogen sich in  der Regel auf eine Überprüfung der vom 

Land Wien bzw. den Wiener Linien übermittelten I nvestitionspläne bzw. Rech­

nungsabschlüsse. Die Stadt Wien nahm ihre Prüfungen aufgrund der von den Wie­

ner Linien vorgelegten monatlichen Abrechnungen sowie der jewei l igen Jahresa b­

rechnung vor. Vertiefte Kontrol len der Buchungen der Wiener Linien, insbesondere 

der I nvestitionen fü r n icht d i rekt der U-Bahn zuzurechnende An lagen, nahmen 

BMF und BMVIT n icht vor. 
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(2)  Bereits im  Jul i  2003 hatte der damal ige Bundesmin ister für Verkehr, Innovation 

und Technologie49 gegenüber dem Bu ndesmin ister für F inanzen50 bemä ngelt, dass 

das BMVIT ledigl ich kontoführende Stel le für die an das Land Wien zu überweisen­

den Beträge sei und d iese ohne Prüfung der Wirtschaftl ichkeit, Zweckmäßigkeit 

und Angemessenheit erfolgten.51 Im Übereinkommen für die 4.  Ausbauphase der 

Wiener U-Bahn aus dem Jahr 2007 unterblieben neuerl ich Festlegungen h insicht­

l ich einer genaueren Kontrol le der F inanzmittelverwendung. 

(3) Der RH hatte dem BMF und dem BMVIT im Rahmen einer Gebarungsüberprü­

fung im Jahr  2009 empfohlen, d ie Geldmittelverwendung für die I nfrastruktu r bei 

der Stadt Wien zu kontro l l ieren.52 Im Jahr  2010 hatte das BMVIT in  seiner Stel lung­

nahme d iesbezügl ich mitgetei lt, dass es dazu außerstande sei .  Zudem hie lt das 

BMVIT eine Mittelverwendungskontrol le aufgrund des finanzausgleichsähn l ichen 

Charakters des Bundesbeitrags zum Wiener U-Bahn-Bau für entbehrl ich.  

BMF und BMVIT hatten im Ste l lungnah meverfahren zudem darauf verwiesen, dass 

der RH und Kontrol l institutionen des Landes Wien den U-Bahn-Bau prüften und so 

eine zusätzl iche Kontrol ltätigkeit des BMVIT wegen der Doppelgleisigkeit n icht ar­

gumentierbar sei. 

(4) Weder der Wiener Stadtrechnungshof noch d ie für die Wiener Linien zustän­

dige Konzernrevision der Wiener Stadtwerke hatten seit dem Jahr 2007 Prüfungen 

und Kontrol len von I nvestitionen in den U-Bahn-Bau und der entsprechenden M it­

telverwendung bei den im E igentu m der Stadt Wien stehenden und durch den 

ÖPNV-Vertrag geförderten Wien er Li nien durchgeführt. 

(5) Ungeachtet dieser Stel lungnahmen fanden zwischen dem BMF, dem BMVIT und 

der Geschäftsführung der Wiener Linien Gespräche über die Insta l l ierung eines Gre­

miums zur Abklärung der geplanten Investitionen statt.53 Vor diesem Hintergrund ver­

einbarten Bund und Stadt Wien im Jänner 2013, ein Gremium aus Vertretern des BMF, 

des BMVIT, der Stadt Wien und der Wiener Linien ( Lenkungsgremium) zu institutiona­

l isieren, sowie die Vertiefung des Mittelverwendungscontrol l ings. 

Der RH kritisierte, dass der Bund und das Land Wien in sämtlichen Übereinkommen 

der Jahre 1979 bis 2007 zur F inanzierung des U-Bahn-Baus in Wien keine Vorge-

49 Hubert Gorbach 

so Mag. Karl-Heinz Grasser 

51 Dem darauffolgenden Ersuchen des BMF, mit entsprechenden Vorschlägen an die Fachabteilung des BMF 

heranzutreten, war das BMVIT in der Folge jedoch nicht nachgekommen (siehe auch Bericht des RH "Ver­

kehrsanbindung und Stadtentwicklung Hauptbahnhof Wien", Reihe Bund 2010/6). 

52 Bericht des RH "Wiener Linien - 3. Ausbauphase U1 und U2", Reihe Bund 2009/12 

53 Bericht des RH "Wiener Linien - 3. Ausbauphase U1 und U2; Fol !ow-up-Überprüfung", Reihe Bund 2012/1 
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25.3 

hensweise fü r die Kontrol le der Vertragspartner h insichtl ich der verwendeten M it­

tel vorgesehen hatten. Er bemängelte zudem, dass aufgrund der fehlenden vertief­

ten in halt l ichen Kontrol le der Buchungen I nvestitionen für n icht d i rekt der U-Bahn 

zuzu rechnende Anlagen vorgenommen werden konnten und deta i l l iertere sowie 

ausführl iche Regelungen für die Kostentragung des U-Bahn-Neubaus feh lten. 

Er hielt weiters kritisch fest, dass Bund und Land Wien die E inrichtung eines Len­

kungsgremiums sowie die Vertiefung des Mittelverwendungscontrol l ings erst im Jän­

ner 2013 beschlossen bzw. auf die externe öffentliche Finanzkontrol le verwiesen.  

Der RH wies gegenüber dem BMF und dem BMVIT darauf hin, dass die externe öf­

fentl iche Finanzkontrol le im Bereich des Landes Wien und des Bundes bzw. für den 

Gesa mtstaat das Erfordernis einer admin istrativen Mitte lverwendungskontrol le 

keinesfa l l s  ersetzt, insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Kontrol l institutio­

nen der Stadt Wien bzw. die zuständ ige Konzernrevision dera rtige Prüfu ngen bei 

den Wiener Linien nicht durchfüh rten, die Stadt Wien zudem Unternehmenseigen­

tümerin war und die Wiener Li nien auch auf Basis des ÖPNV-Vertrags förderte. 

Bezüglich der Doppelgleisigkeit h ielt der RH fest, dass die laufende MitteIverwen­

du ngskontrol le verwaltungsintern prozessgebunden erfolgt, die externe öffentliche 

Finanzkontrol le h ingegen risikoorientierten, prozessungebundenen Charakter auf­

weist. Vie lmehr ist die Funktionstüchtigkeit und Zuverlässigkeit der MitteIverwen­

dungskontrol le selbst Prüfungsgegenstand der externen öffentl ichen Finanzkont­

ro l le .  Somit wa r eine Doppelgleisigkeit n icht gegeben. 

Der RH empfah l  daher dem BMVIT, im E invernehmen mit dem BMF und den Wie­

ner Linien im Rahmen des Lenkungsgremiums e ine effiziente und effektive MitteI­

verwendungskontrol le durch den Bund sicherzustel len.  

Das BMVIT verwies auf seine Ste l lungnahme zu TZ 5. Das BMF verwies auf seine 

Ste l lungnahme zu TZ 24. Die Stadt Wien und die Wiener Lin ien verwiesen ihrerseits 

auf ihre Ste l lungnahmen zu TZ l. 

Lenkungsgremium 

26.1 Nachdem der Bund und die Stadt Wien im Jänner 2013 vereinbart54 hatten, ein 

Lenku ngsgremium zu institutional isieren (s iehe TZ 25), verständigten sich die Ver­

tragspartner darüber hinaus darauf, die Treffen des Lenkungsgremiums zumindest 

e inmal  jährl ich einzu richten, wei l insbesondere zu Fragen der Abgrenzungen h in­

sichtlich Betriebs- und Erhaltungsaufwendungen, der F inanzierung des Wagenma-

54 Dies erfolgte im "Side Letter" vom 22. Jänner 2013 zum Übereinkommen zwischen dem Bund und dem Land 

Wien vom 12. Ju l i  2007 über die 4. Ausbauphase der Wiener U-Bahn.  
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teria ls, der Wartungsleistungen sowie h insicht l ich I nvestitionen im Bestandsnetz 

weiterhin Auffassungsunterschiede zwischen dem Bund und der Stadt Wien be­

standen. 

Am 4.  Dezember 2013 fand ein erstes d iesbezügl iches Gespräch zwischen Bund, 

Stadt Wien und Wiener Linien statt. Die erste und bis zur Zeit der Gebaru ngsüber­

prüfung einzige protokol l ierte Sitzung des Lenkungsgremiums fand am 26. Mai  2014 

statt. In d ieser Sitzung wurden, neben dem Problem der Wartungs- und Fahrzeug­

kosten, auch Planungen für eine neue U-Bahn-Lin ie sowie weitere Ausbau phasen 

besprochen. Das BMVIT merkte zudem an, dass aus seiner Sicht keine eindeutige 

bzw. durchgängige Regelung zur F inanzierung des Wagenmaterials in den Verträ­

gen bestand.  Weder der Bund noch das Land Wien hatten in diesem Gremium ge­

meinsame Rege lungen oder Vorgehensweisen zu offenen Fragen der Abgrenzun­

gen zu Betriebs- und Erha ltungsaufwendungen, der F inanzierung des Wagen­

materia ls, der Wartungsleistungen sowie zu Investitionen im Bestandsnetz verein­

bart. 

Der RH merkte kritisch an, dass seit Jänner 2013 bis zum Ende der Gebarungsüber­

prüfung im Oktober 2015 nur  eine Sitzung des Lenku ngsgremiums protokol l iert 

wa r, obwohl der Bund und das Land Wien ein zumindest jährl iches Treffen sowie 

eine Institutional isierung vereinbart hatten. Auch hatten weder der Bund noch das 

Land Wien in  diesem G remium gemeinsame Regelungen oder Vorgehensweisen zu 

offenen Fragen der Abgrenzungen zu Betriebs- und Erhaltungsaufwendungen, der 

F inanzierung des Wagenmateria ls, der Wartungsleistungen sowie zu I nvestitionen 

im Bestandsnetz vereinbart. 

Der RH empfa h l  dem BMF, dem BMVIT, der Stadt Wien sowie den Wiener Linien, in 

der fü r die Lösung der offenen Sachfragen erforderl ichen Frequenz, zumindest aber 

einmal jährl ich, (eine) Sitzung(en) des Lenkungsgremiums abzuha lten sowie eine 

ordnungsgemäße Dokumentation bzw. Protokol l ierung sicherzuste l len .  Offene Fra­

gen der Abgrenzungen zwischen Betriebs- und Erha ltungsaufwendungen, zur Fi­

na nzierung des Wagenmateria ls, zu Wartungsleistungen sowie zu I nvestitionen im 

Bestandsnetz wären im Lenkungsgremium zu klären und diesbezügliche Maßnah­

men schriftl ich festzu legen. 

( 1 ) Laut Stel l ungnahme des BMVIT sei die Empfeh lung umgesetzt. Im Jahr  2016 sei 

am 17. Jun i  bereits e ine Sitzung des Lenkungsgremiums abgeha lten worden. Die 

nächste Sitzung des Lenkungsgremiums sei für September 2016 vorgesehen. 

(2) Die Stadt Wien und die Wien er Linien verwiesen auf ihre Stel lungnahmen zu TZ 1. 
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Rückabwicklungen 

27.1 Der RH harte im Jahr 2009 kritisiert, dass die Wiener Linien unter dem Titel llAn­

schaffung bzw. Herste l lung von Vermögensgegenständen" u .a .  auch laufende Auf­

wendungen des Betriebs und der Erhaltung in Höhe von rd . 6, 18 Mio. EUR verrech­

net harten.55 Die Empfehlung des RH an den Bund war dahingehend gerichtet, 

künftige Betriebs- und Erha ltungsaufwendungen nicht aus den von Bund und 

Stadt Wien zu je 50 % geleisteten Beiträgen für die Verkeh rsinfrastruktur des 

U-Bahn-Neubaus zu finanzieren und die bereits erfolgte Zah lung in Höhe von 

rd . 3,09 Mio.  EUR rücka bzuwicke ln .  

Im Rahmen der gegenständl ichen Gebarungsüberprüfung stellte der RH folgende 

Entwicklung fest : 

- Mirtels Schreibens an den Finanzdirektor des Amtes der Wiener Landesregie­

rung vom 28. Oktober 2010 forderte das BMVIT die Stadt Wien zur Rückzah l ung 

des Bu ndesanteils i n  Höhe von 3,09 Mio. EUR auf. 

- Im Antwortschreiben des Finanzd i rektors vom 19. Jänner 2011 verweigerte die 

Stadt Wien d ie Rückabwicklu ng, wei l  d iesbezüglich die Kosten eines funktionie­

renden IIGesamt-Anlagesystems" wesentlich seien, das n icht nur fü r die unmit­

telbare Betriebsführung notwend ige Leistungen umfasse. 

- Im Mai  2012 bestand das BMVIT weiterhin auf einer Rückzah lung der aufgezeig­

ten Aufwendungen von 3,09 Mio.  EUR, während die Wiener Linien i h rerseits 

aufgrund von Baukostenzuschüssen, die diese u .a .  von Mietern bzw. Pächtern in 

errichteten Stationsgebäuden eingehoben harten, dem Bund einen Betrag von 

rd . 800.000 EUR als Refundierung anboten . 

- Im Dezember 2012 wies das BMVIT d ie zum damal igen Zeitpunkt noch in  Ver­

handlung stehenden 3,09 Mio.  EUR dem zu institutional is ierenden Lenkungs­

gremium zur Behandlung zu. Das BMVIT sah es als wesentl iche Aufgabe dieses 

Lenkungsgremiums an, h insichtl ich des strittigen Betrags ehestmögl ich einen 

Konsens herbeizuführen.  

55 Bericht des RH, "Wiener Linien - 3. Ausbauphase U1 und U2", Reihe Bund 2009/12: Dadurch waren - auf­

grund des zwischen Bund und Stadt Wien für die 3. Ausbauphase vereinbarten Kostentei lungsschlüssels 

50:50 - dem Bund vermeidbare Mehrkosten in Höhe von rd. 3,09 Mio. EUR entstanden. 
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- Ein Konsens oder eine Rückabwicklung des strittigen Betrags war i n  der (einzi­

gen protokol l ierten) Sitzung des Lenkungsgremiums vom 26. Mai  2014 n icht 

protokol l iert und nach Auskunft des BMF gegenüber dem RH auch n icht erwi rkt 

worden. 

Der RH wies kritisch darauf h in, dass der Bund bereits seit dem Jahr  2009 erfolglos 

versucht hatte, strittige Zah lu ngen i n  Höhe von rd . 3,09 Mio.  EUR rückabzuwickeln, 

um Betriebs- und Erhaltungsaufwendungen n icht aus se inen Beiträgen für d ie  Ver­

kehrsinfrastruktur zu finanzieren. Er kritisierte, dass im Lenkungsgremium, dessen 

wesentl iche Aufga be es u .a .  war, h insichtl ich des zwischen Bund und Land Wien 

seit 2009 strittigen Betrags in  Höhe von 3,09 Mio. EUR ehestmögl ich einen Konsens 

herbeizuführen, im überprüften Zeitraum weder ein Konsens noch eine Rückab­

wicklung d ieser Zah lung erreicht werden konnte. 

Der RH verwies auf seine Empfeh lu ngen in  TZ 26. Darüber h inaus empfah l  er dem 

BMF und dem BMVIT, die Frage des strittigen Betrags des Bundes in Höhe von 

3,09 Mio. EUR in  a l lfä l l ige Verhand lungen über eine Vereinbarung einer weiteren, 

S. Ausbauphase der Wiener U-Bahn m iteinzubeziehen . 

(1 )  Laut Ste l lungnahme des BMVIT sei d ie Frage des strittigen Betrags bereits mit 

der Stadt Wien geklärt und im Verhandlungsergebnis vom Juni 2016 dokumentiert 

worden .  Bezüglich der E rsatztei le, d ie für d ie Erlangung der Betriebsbewi l l igung 

erforderl ich seien und in  der Bi lanz aktiviert würden, werde die Ansicht der Wiener 

Linien sowie der Stadt Wien getei lt und die Ausgaben h ierfür a ls  I nvestitionen an­

gesehen. Die übrigen Ausgaben würden n icht a ls Investitionen qual ifiziert. Von den 

3,09 Mio. EUR  Bu ndeszuschuss würden daher 3,04 Mio. EUR rückerstattet. Die Ab­

wicklung sei im Laufen.  

(2)  Das BMF informierte in  seiner Ste l lungnahme, dass zur Rückabwicklung der 

3,09 Mio. EUR für Garantiezahlungen seitens des BMVIT im Rahmen der gegen­

ständl ichen Gebarungsüberprüfung eine endgültige E in igung in Aussicht geste l lt 

worden sei .  

( 3 )  D i e  Stadt Wien und  d ie  Wiener L inien verwiesen auf ihre Stel lungnahmen zu 

TZ 1. 
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Schlussempfehlungen 

28 Zusammenfassend hob der RH nachfolgende Empfeh lungen hervor: 

BMF, BMVIT und Stadt Wien 

(1)  Auf der Grundlage von § 2 F-VG 1948 wären privatrechtl iche Übereinkom­

men über d ie Kostentragung bei Infrastrukturprojekten zwischen Gebiets­

körperschaften erst dann abzusch l ießen, wenn mit den notwendigen Verein­

barungen gemäß Art. 15a B-VG bzw. der Schaffung gesetzl icher Grund lagen 

die rechtl ichen Voraussetzungen für dera rtige privatrechtl iche Übere inkom­

men gegeben sind. (TZ 3, TZ 4) 

Für den Fa l l  e iner E in igung der Gebietskörperschaften über d ie Kostentragung wei­

terer Ausbauphasen der Wiener U-Bahn wären die nachfolgenden Empfeh lu ngen 

umzusetzen: 

(2) Es wäre eine a l lfä l l ige, auf neue Projekte bezogene, Vereinbarung gemäß 

Art. 15a B-VG entsprechend umzusetzen.  (TZ 4) 

(3)  Es wäre eine nach grund legenden Positionen aufgegl iederte Kostenschät­

zung (Grundeinlösekosten, P lanungskosten, Baukosten, Wagenbaukosten, 

Unvorhergesehenes usw.) in den Übere inkommen vorzusehen. (TZ 5) 

(4) Es wäre eine zeitl iche Limitierung der Kostenzuordn ung in  Übere inkommen 

zum U-Bahn-Bau vorzusehen. (TZ 6) 

(5) Es wä ren klare Defin itionen für die mitzufinanzierenden I nvestitionen im Be­

reich des Neubaus, der baul ichen Erha ltung des Bestands (E rsatzinvestitio­

nen) sowie für n icht d i rekt der  U-Bahn zuzurechnende Anlagen vertragl ich 

zu vereinbaren.  (TZ 13) 

(6) Es wären der Fahrzeugbedarf und d ie  Interva l le  der Zugfolgen in  den Über­

einkommen zu rege ln .  (TZ 19) 

(7) Es wären a l lfä l l ig zu beschaffende Fahrzeugreserven vertraglich zu vereinba­

ren .  (TZ 20) 

(8) Es wäre bezüglich der Fahrzeuge eine Differenzierung in zu finanzierende Neuan­

schaffungen sowie Adaptierungs- und Modernisierungsinvestitionen vorzuneh­

men und eine zeitliche Limitierung der phasen bezogenen Zuordnung der - aus 

derartigen Nachrüstungen erwachsenden - Kosten zu vereinbaren. (TZ 21) 
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(9) Es wäre eine Prüfung der Mittelverwendung auf der Grund lage einer Be­

schreibung der tatsächl ich geförderten Leistungen zu vereinbaren sowie 

eine Regelung für die Rückforderung a l lenfa l ls zu Unrecht bezogener Bei­

tragsleistungen vorzusehen. (TZ 24) 

BMF, BMVIT, Stadt Wien und WIENER LIN IEN GmbH & Co KG 

( 10) Im Rahmen des Lenkungsgremiums wäre ein abgestimmter Umfang der ge­

genwärtig aus dem Budget des U-Bahn-Neubaus - im Wege der zwischen 

Bund und Stadt Wien getei lten Kostentragung - mitfinanzierten bau l ichen 

Erhaltung der U-Bahn-I nfrastruktur zu verei nbaren.  (TZ 14) 

( 11) Im Rahmen des Lenkungsgremiums wären Rege lungen im Sinne der Kos­

tenwahrheit für Adaptionen an der bestehenden Strecke vorzusehen, um 

sicherzustellen, dass n icht sämtliche Ertüchtigungs- und Adaptionskosten 

aus dem Budget des U-Bahn-Neubaus finanziert werden.  (TZ 15) 

(12) Die E innah men aus a l lfä l l igen Baukostenbeiträgen wären gesamthaft zu er­

mittel n  und über die Rückerstattung bzw. Anrechnung dieser Baukostenbei­

träge wäre eine e invernehml iche Vorgangsweise zu vere inbaren.  (TZ 16) 

( 13) Ü ber die Rückerstattung bzw. Anrechnung der für das Verkehrsmuseum ver­

rechneten Kosten wäre eine einvernehml iche Vorga ngsweise zu vereinba­

ren .  (TZ 17) 

(14) Im Rahmen des Lenkungsgremiums wäre e in E invernehmen über d ie Vor­

gangsweise bezüglich der Kostentragung für Eröffnungsfe ierl ichkeiten her­

zustel len.  (TZ 18) 

( 15) Es wären der tatsächl iche Bedarf an Berichten und der Modus eines regel­

mäßigen und für e ine wirksame Kontrol le tauglichen Berichtswesens zum 

Wiener U-Bahn-Bau abzuklären und d ies sch riftl ich festzulegen. (TZ 23) 

( 16) Es wäre im Rahmen des Lenkungsgremiums e ine effiziente und effektive Mit­

telverwendungskontrol le durch den Bund sicherzustel len.  (TZ 25) 

( 17) Es wäre in der fü r die Lösung der offenen Sachfragen erforderl ichen Fre­

quenz, zumindest aber einmal jähr l ich, (eine) Sitzung(en) des Lenkungs­

gremiums abzuhalten sowie eine ordnu ngsgemäße Dokumentation bzw. 

Protokol l ierung sicherzustel len.  Offene Fragen der Abgrenzungen zwischen 

Betriebs- und Erhaltungsaufwendungen, zur F inanzierung des Wagen mate­

ria ls, zu Wartungsleistungen sowie zu I nvestitionen im Bestandsnetz wären 

III-335 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)66 von 71

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

U-Bahn in  Wien - Ausbaupakete H 

BMF und BMVIT 

Stadt Wien 

im Lenku ngsgremium zu klären und diesbezügliche Maßnahmen sch riftl ich 

festzu legen. (TZ 26) 

( 18) Es wären - im Sinne der Tra nspa renz und Budgetwahrheit der UG 41 -, Vor­

sorge für e ine erhöhte Ausnutzung des Vorfinanzierungsrahmens des Bun­

des am Wiener U-Bahn-Bau zu treffen bzw. real istische Jahresraten festzu­

legen, die sich sowoh l an den tatsächlichen Investitionskosten als auch an 

den zu erwartenden Finanzierungsbedingungen orientierten. (TZ 9) 

(19) Analog zur Vorgehensweise bei der Verbuchung der Zah lungen an die ÖBB 

gemäß Bundesbah ngesetz wären die nicht fä l l igen Verbind l ichkeiten in der 

Höhe des ausgenützten Vorfinanzierungsrahmens für bereits getätigte In­

vestitionen im U-Bahn-Neubau im Bundesrechnungsabsch luss auszuweisen 

und periodisch fortzuschreiben. Dies betrifft auch die n icht fä l l igen Verpflich­

tungen in  der Höhe des offenen Restbetrags der Gesamtfinanzierungszusage 

des Bundes gemäß dem Übereinkommen von 2007. (TZ 11) 

(20) Die Frage des strittigen Betrags des Bundes in Höhe von 3,09 Mio.  EUR wäre 

in a l lfä l l ige Verhand lungen über e ine Vereinbarung einer weiteren, 5. Aus­

bauphase der Wiener U-Bahn miteinzubeziehen. (TZ 27) 

(21) Spiege lbi ld l ich zu der dem BMVIT und dem BMF empfohlenen Vorgangswei­

se fü r die Darstel lung von Verbindl ichkeiten und Verpfl ichtungen wären die 

n icht fä l l igen Verwaltungsforderungen in der Höhe des ausgenützten Vor­

finanzierungsrahmens für bereits getätigte Investitionen im U-Bahn-Neu­

bau auszuweisen und periodisch fortzusch reiben. Dies betrifft auch die n icht 

fä l l igen Verwa ltungsforderungen in der Höhe des offenen Restbetrags der 

Gesamtfinanzierungszusage des Bundes gemäß dem Übereinkommen von 

2007. (TZ 12) 

WIEN ER LINIEN GmbH & Co KG 

(22) Die i nterne Betriebsstatisti k fü r U-Bahn-Fahrzeuge wäre derart zu füh ren, 

dass der angestrebte Zielwert von 17 % der Reserve sch lüssig kontrol l iert 

werden kann .  (TZ 20) 
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Anhang 

Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger 

Anmerkung: Im Amt befind l iche Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger 

in Fettdruck 

WIEN ER LINIEN GmbH & Co KG vertreten durch die WIENER LINIEN GmbH 

Aufsichtsrat 

Vorsitz 

Stel lvertretung 

Geschäftsführung 

Dr. Felix Jokl ik (31. Jul i  2003 - 13. März 2008) 

Dr. Josef Kramhöl ler ( 13 .  März 2008 - 29. Jul i  2010) 

Mag. Karin Ramser (22.  September 2011 - 12 .September 2012) 

Mag. Ulrike Huemer seit 6. Dezember 2012 

Dr. Peter Pol lak M BA (13 .  März 2008 - 29. Ju l i  2010) 

Dip l .  Ing. Eduard Winter (22.  September 2011 - 5. November 2011) 

Mag. Karl Pauer seit 5 .  November 2011 

Mag.  Walter Andrle (1. Apri l  1999 - 22. Oktober 2011) 

D ip l .  Ing. Dr. M ichael Lichtenegger ( 1 .  März 2004 - 1. September 2011)  

Dipl. Ing. Eduard Winter seit 24. August 2011 

Mag. Alexandra Reinagl seit 12. September 2011 

Dipl .  Ing. Günter Steinbauer seit 1. Oktober 2001 
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Wien, im Jänner 2017 

Die Präsidentin :  

Dr. Margit Kraker 

R 
-

H 
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